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Konjunktur und Geldpolitik 


Die hohen Steuerleistungen der Genossenschaftlichen Zentralbank 


“In der am letzten Samstag im Freidorf stattgefundenen 
Delegiertenversanmlung nahmen 84 Delegierte teil. 
welche ein Anteilscheinkapital von Fr. 15 957 000.—, von 
insgesamt Fr. 19 653 000.—, vertraten. 

Unter dem Vorsitz des Präsidenten der Verwaltung, 
Herrn Prof. Dr. M. Weber, genehmigte die Versammlung 
einstimmig Geschäftsbericht und Jahresrechnung pro 1948. 
Aus dem Reinertrag von rund Fr. 1447 000.— werden 
Fr. 766 .000.— zur Verzinsung der Anteilscheine zu 4%, 
wie in den Vorjahren, verwendet, Fr. 400 000.— (\. 
Fr. 350 000.) in den Reservefonds gelegt und Franken 
281000. — auf neue Rechnung vorgetragen. 

Die bisherigen Mitglieder der Verwaltung, deren Amts- 
dauer abgelaufen ist. wurden im Amte neu bestätigt. An- 
stelle des verstorbenen Ilerrn Nationalrat J. Huber, 
St. Gallen, wurde Herr E. Horlacher, Direktor des Lebens- 
mittelvereins Zürich, als neues Mitglied gewählt. Die Ver- 
sammlung bestätigte sodann die Kontrollstelle in ihrer 
bisherigen Zusammensetzung für eine weitere »Imtsdauer. 

* 

Die Coupons der Anteilscheine der Kategorie II können sofort 
an der Kassa der Genossenschaftlichen Zentralbank oder bei den 
dem V.S.K. angeschlossenen Konsumvereinen zum Inkasso vor- 


gewiesen werden, währenddem das Zinsbetreffnis der Anteilscheine 
der Kategorie I durch die Bank den Genossenschaftern direkt 


überwiesen wird. 


An der Delegiertenvrersammlung der Genossenschaftlichen 
Zentralbank macht es sich deren Leitung immer wieder zur 
besonderen Aufgabe, die aus der ganzen Schweiz herbei- 
geeilten Gens mit wichtigsten Fragen der mo- 
mentanen und zu erwartenden Geld- und Wirtschaftspolitik 
vertraut zu machen. Während Präsident Prof. Dr. Weber 
konjunkturpolitische Erwägungen in der Vordergrund 
stellte, gab Direktor Dr. Küng ein ebenfalls sehr beachleles 
Expose Fe die Gestaltung des Geldmarktes und die daraus 
für die Genossenechsllene Zentralbank sich ergebenden 
Konsequenzen. Wir lassen aus beiden Referaten le 
liche Auszüge folgen. Sie dokumentieren die Bedeutung der 
Bank für die ganze Genossenschaftsbewegung und den Geist 
der Verantwortung gegenüber dem Ganzen. mit dem in der 
Bank gearbeitet id 


Herr Prof. Dr. Max Weber führte u.a. aus: 


Heute kann kein Zweifel mehr darüber bestehen, dass die 
Inflationsperiode, die der zweite Weltkrieg verursacht hat, 


im Abbau begriffen ist. Der Preisrückgang für einige beson- 
ders stark reagierende Waren hat in USA seit Anfang 19:48 
folgendes Ausmass angenommen. 


Weizen 27% 
Mais 49% 
Hafer 43% 
Kakao ee a 5 0% 7; 
Zucker „0. WE ee 
Schmalz «u 0 ne a > 3307 


Damit ist die gewaltige Preissteigerung seit 1939 zwar 
erst zum Teil korrigiert, und es ist damit zu rechnen, dass 
weitere Preiseinbrüche erfolgen, wenn nicht eine Fehlernte 
oder eine Beschränkung der Produktion das Angebot ver- 
mindert oder die Nachfrage durch verschärfte politische 
Spannungen neuerdings künstlich vergrössert wird. 

In welcher Richtung kann die wirtschaftliche Entwicklung 
gehen und welche Möglichkeiten sind zu ihrer Beeinflussung 
vorhanden ? 

Sicher ist, dass die eingetretenen Preisrückgänge eine 
Reduzierung des Einkommens der Produzenten bewirken, 
wenn sich auch durch die allmähliche Verminderung der 
Produktionskosten eine teilweise Kompensation ergibt. 
Sicher ist ferner, dass in Zeilen des Preisrückganges der 
Handel die Lager möglichst niedrig hält und die Konsu- 
menten ihre Käufe hinauszuschieben suchen. Ebenso gehen 
die privaten Investitionen. die der Hochkonjunktur das Ge- 
präge gaben, zurück. Das hat auch einen Rückgang der 
Beschäftigung zur Folge, und wenn diese Erscheinungen. 
sich gegenseitig verschärfen. so haben wir die Spirale der 
Depression, die schon so viel Unheil angerichtet hat. 


Es muss aber nicht unausweichbar so weit kommen. 


Namentlich in der Schweiz sind eine Reihe günstiger Fak- 
toren wirksam. So ist dank der Preiskontrolle und der Sta- 
bilisierungspolitik das Preisniveau bei uns weniger stark 
gestiegen als in den meisten andern Ländern, so dass auch 
die Rückbildung der überhöhten Preise weniger schwer- 
wiegende Folgen haben wird. Ferner hat die private Wirt- 
schaft, besonders Industrie und Gewerbe, während manchen 
Jahren so gut verdient, dass Reserven da sind, und diese 
sollten eingesetzt werden, damit die private Investitionstätig- 
keit nicht einfach zusammensackt, sondern auf dem gegen- 
wärtigen, schon erheblich reduzierten Niveau weitergehen 
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kann. Wenn dazu die Bautätigkeit der öffentlichen and. 
die seit Jahren absichtlich stark gedrosselt wurde, in ver- 
mehrtem Masse einsetzt. so dürfte ein Beschäftigungs- 
volumen erreicht werden. das ein gefährliches Anschwellen 
der Arbeitslosenkurve verhindert. Namentlich darf der 
Wohnungsbau. der ja die Wohnungsnot bis heute noch nicht 
zu heseitigen vermochte. nicht ins Stocken geraten, auch 
wenn noch anschnliche öffentliche Beiträge dafür aufge- 
wendet werden müssen: bei einem eigentlichen Krisenein- 
bruch müsste der Staat viel grössere Mittel einsetzen. — 
Wichtig ist. dass eine 


Schrumpfung des Realeinkommens vermieden 


wird. Auch dieses Ziel kann erreicht werden, wenn die Wirt- 
schaft die notwendigen Anpassungen durch Reduktion der 
durch die Inflation aufgeblähten Kosten. also durch Fer- 
besserung der Leistung und nicht durch Lohndruck vor- 
nimmt. Auf diese Weise wird auch am ehesten eine Aus- 
weitung des Verbrauchs erzielt werden können. 

Von ausschlaggebender Bedeutung ist dann auch, dass es 
nicht zu einer Ärisenpsychese und damit einer künstlichen 
Zurückhaltung der breiten Konsumentenschichten kommt, 
denn sehr oft wirken die stiimmungsmässigen Einflüsse auf 
die Konjunktur viel intensiver als die tatsächlichen Verände- 
rungen in der Wirtschaft. 

Vor einem Jahr warnten wir vor einer Drosselung der 
Hochkonjunktur mit dem Mittel von Krediteinschränkungen. 
Diese Warnung hat sich als sehr gerechtfertigt erwiesen. 
Eine Bekämpfung der Inflation mit Hilfe der Kreditpolitik 
war damals nicht mehr nötig. da der Kulminationspunkt er- 
reicht oder sogar schon überschritten war. indem das Waren- 
angehot im allgemeinen der Nachfrage senüste. ja diese in 
zunehmendem Masse überholte. Anderseits hat die Kredit- 
verknappung eine Kapitalverteuerung bewirkt. Allein der 
Umstand. dass die Banken über die künftigen Kreditmög- 
lichkeiten im Ungewissen waren. und vor allem das Aus- 
bleiben einer Intervention. als die Kurse der Staatspapiere 
beträchtlich sanken. haben zur Erhöhung der Zinssätze ge- 
führt. Die seitherige Entwicklung des Geld- und Kapital- 
marktes hat bewiesen. dass keine grundlesende Veränderung 
eingetreten ist. wie das im Herbst 1947 und noch Anfang 
1948 manche annahmen, sondern dass die Verknappung nur 
temporärer Natur war. Es ist deshalb zu bedauern. dass die 
Zinserhöhung und die damit erfolgte Beunruhigung des 
Kapitalmarktes und der Wirtschaft nicht vermieden wur- 
den. was meines Erachtens unter Einsatz nicht allzu grosser 
Mittel durchaus möglich gewesen wäre. 


Soll die Entwicklung der Zinssätze der Preiskontrolle und 
dem Stabilisierungsabkommen unterstellt werden? 


Es ist durchaus verständlich. dass die Lohnempfänger und 
die Selbständigerwerbenden. die sich durch ihre Verbände 
für die Dauer des Stabilisierungsabkommens zum Still- 
halten verpflichtet haben. verlangen. dass auch das Kapital 
den gleichen Bedingungen unterliege. Es darf jedoch nicht 
übersehen werden, dass eine Regulierung der Zinssätze durch 
blosse Vorschriften noch unendlich viel schwieriger ist als 
eine Dirigierung der Warenpreise. Das hat sich schon früher 
gezeigt. als man glaubte, der Landwirtschaft mit einem ge- 
seizlichen Maximalzins für Hypotheken helfen zu können, 
während im Gegenteil eine Kapitalverteuerung resultierte, 
da die Landwirte ihren Kreditbedarf nicht mehr auf dem 
normalen und billiesten Wege decken konnten. Die alte 
Wahrheit. dass sich die Gesetze des Marktes von Angebot 
und Nachfrage durch keine Polizeimassnahme völlig aus- 
schalten lassen, gilt für alle Waren —- das hat auch der 
«Krieg um den Fleischpreis» bestätigt —, sie gilt aber ganz 
besonders für das Kapital, das noch viel schwieriger zu kon- 
trollieren ist als die Sachgüter. 
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Das heisst aber nicht, dass man der Zinsentwicklung 
machtlos gegenübersteht. sondern man kann sie beeinflus- 
sen. vor allem durch Regelung des .Ingebotes. Es ist drin- 
gend zu wünschen. dass bei der im Gang befindlichen Revı- 
sion des Nationalbankgesetzes unserem zentralen Noten- 
institut die Möglichkeit gegeben wird, in diesem Sinne zu 
wirken. 

Wenn sich die Abschwächung der Konjunktur zu einer 
eigentlichen Depression verschärfen sollte, würde auch die 
Kreditpolitik vor neue und heikle Aufgaben gestellt werden. 
Noch in der letzten Krise vor anderthalb Jahrzehnten ging 
die offizielle Meinung in unserem Lande dahin, es dürfe 
keine Kreditausweitung vorgenonimen werden und der Staat 
müsse sogar die Ausgaben zur Krisenbekämpfung, wie 
Arbeitsbeschaffune, Stützungsaktionen usw., gleichzeitig 
durch Einsparungen oder neue Steuern finanzieren, was das 
genaue Gegenteil eines konjunkturgerechten Verhaltens war. 


Wir wollen hoffen, dass man einiges gelernt hat seither 


und die Wirtschaft nicht mehr dem Dogma vom Budgel- 
eleichgewicht des Staates oplert. 

Es wäre freilich wünschenswert gewesen, dass der Bund 
in den Jahren der Hochkonjunktur seinen Schuldenberg 
stärker hätte abbauen können als das bisher geschah. Den- 
noch wird man die staatliche Budgetpolitik nicht allein auf 
die Schuldentilgung ausrichten dürlen, so sehr diese an sich 
zu erstreben ist, sondern vor allem den wirtschaftlichen Ge- 
gebenheiten anpassen müssen. Denn die Finanzlage des 
Staates ist ja mindestens so sehr wie diejenige der Privat- 
wirtschaft von der Konjunktur abhängig. Mögen somit Staat 
und Wirtschaft ihre Aufgabe richtig erfüllen. um unserem 
Volke Arbeit und Verdienst zu erhalten. auch wenn nach 
den Jahren der Hochkonjunktur etwas schwierigere und 
mühevollere Zeiten kommen. 


” 


Wenn ieh nun auf die Genossenschaftliche Zentralbank zu 
sprechen komme. so muss ich in erster Linie den schweren 
Verlust erwähnen. den die Verwaltung unserer Bank er- 
litten hat durch den Hinschied ihres Mitgliedes, des Ver- 
waltungsratspräsidenten des V.S.K.. Johannes Huber. Die 
erossen Kenntnisse und Erfahrungen dieses hervorragenden 
Genossenschafters und Juristen sind auch unserem Institut 
zugute gekommen, das in ihm ein treues Mitglied und einen 
sehr wertvollen Berater verloren hat. Wir werden Johannes 
Huber in guter Erinnerung behalten. (Die Versammlung 
ehrte Johannes Huber durch Erhehben von den Sitzen.) 

Der gesamte Ertrag der Bank, der nach der Deckung der 
Unkosten und der Verzinsung der Anteilscheine verbleibt, 
dient der innern Stärkung des Unternehmens. Tantiemen 
werden nicht verteilt, und Sie werden kaum ein Bankinstitul 
von ähnlicher Grösse finden, das mit der bescheidenen Ver- 
gütung von weniger als 1/,0/, aller Unkosten und auch 
weniger als 1/, 0/, des Ueberschusses für die Bankbehörden 
(einschliesslich Kontrollstelle) auskommt. Die ersten zwei 
Jahrzehnte dienten vor allem der innern Konsolidierung. 
Nachdem nun diese ein befriedigendes Ausmass angenom- 
men hat. hält es die Verwaltung für richtig, der 
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Speisung der offenen Reserven vermehrte Beachtung 


zu schenken, soweit der Ertrag das gestaltet, namentlich auch 
mit Rücksicht auf das Anwachsen des Anteilscheinkapitals, 
das heute rund 20 Millionen Franken erreicht. Deshalb be- 
antragen wir, diesmal den Reserven 400 000 Franken zuzu- 
weisen, nachdem wir diese Dotierung leiztes Jahr schon auf 
350000 Franken erhöht haben. 
Das heisst aber nicht, dass jedes Jahr eine so hohe Ver- 
mehrung der offenen Reserven erfolgen wird im Ausmasse 
von einem Drittel des Reinertrages, sondern je nach denı 


Ergebnis und den äussern Umständen behalten wir uns vor, 
die Reservepolitik zu ändern. Es wäre übrigens gar nicht 
möglich, aus den schr bescheidenen Margen, die die Zentral- 
bank im Zinsgeschäft erzielt, so viel zurückzulegen, wenn 
nicht die früher gebildeten Reserven sich im Ertrag nun 
mehr und mehr auswirken würden. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass die Zentralbank 
weniger leicht hat, die Reserven zu vermehren als die 
Aktienbanken, die hei einer Erhöhung des Aktienkapitals ein 
Agio verlangen, d.h. die Aktionäre müssen 10. 20 oder noch 
mehr Prozent mehr einzahlen, als dem Nominalbetrag der 
Aktie entspricht, je nach dem Kurs dieses Papiers, und 
dieser Betrag dient dann der Aeufnung der Reserven. Bei 
der Zentralbank hat jedes neue Mitglied nur den Nominal- 
betrag des Anteilscheins, zuzüglich Stempelgebühr, einzu- 
zahlen, und damit wird es zum Mlitbesitzer der bereits ge- 
bildeten Reserven. 

Wir legen in der Genossenschaftsbewegung sehr grossen 
Wert auf die Bildung von Reserven. Aber diese Reserven 
sind nicht dazu bestimmt, höhere Gewinne zu erzielen und 
an das Kapital zu verteilen, wie das bei der Aktiengesell- 
schaft in der Regel der Fall ist. Sondern die Reserven der 
Genossenschaften werden nur dazu verwendet, einen nor- 
malen Ertrag zu sichern und das Unternehmen leistungs- 
fähiger zu machen zum Nutzen derer, die seine Dienste in 
Anspruch nehmen, in unserem Fall also zum Vorteil der 
Gläubiger wie der Schuldner der Bank. — Nun hat man in 
letzter Zeit aus Gewerbekreisen den Vorwurf erhoben, 


die Genossenschaften würden nicht genug Steuern be- 
sahlen, 


Ich will Ihnen an Hand einiger Zahlen beweisen, dass das 
eine krasse Unwahrheit ist. Die Genossenschaftliche Zen- 
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tralbank hat seit der Eröffnung ihrer Tätigkeit im Jahre 
1928 insgesamt 2.7 Millionen Franken an Steuern an den 
Staat abgeliefert. In den letzten 10 Jahren waren es 1,9 Mil- 
lionen Franken. Wenn wir die Steuern in Beziehung setzen 
zu dem Betrag, den die Zentralbank an Zinsen oder, wie 
man in der Privatwirtschaft sagt, als Gewinnanteil an das 
Anteilscheinkapital ausbezahlt, so waren es im Jahre 1947 
420/o. Im gleichen Jahr haben sämtliche Bankinstitute nach 
der Statistik der Schweizerischen Nationalbank 33 0/, der 
Gewinnausschüttung an Steuern abeeliefert, die Grossbanken 
allein 41 0/,. Sie ersehen aus diesen Zahlen, dass das genos- 
senschaftliche Bankinstitut mit seinen Steuerleistungen in 
keiner Weise hintansteht. — Die Genossenschaften verlan- 
gen von der Steuergeselzgebung nichts anderes als die 


Gleichberechtigung und die Gleichbehandlung mit andern 
Unternehmungen 


unter gleichen oder ähnlichen Verhältnissen. Dagegen wer- 
den sie sich gegenüber Diskriminierungen und Sonder- 
steuern, wie sie vom Gewerbeverband aus Konkurrenz- 
gründen angestrebt werden, mit allen verfügbaren Mitteln 
zur Wehr setzen. 

Man sollte annehmen dürfen, dass auch die Selbständig- 
erwerbenden besser täten, die kollektive Selbsthilfe, wie sie 
die Genossenschaft darstellt, selbst mehr zu pflegen, statt 
sie zu diffamieren, und dann bei den ersten Schwierigkeiten, 
die ein Konjunkturrückschlag bringt, wieder nach der Staats- 
hilfe zu rufen. 

Wir werden ebenfalls auf dem Wege der genossenschaft- 
lichen Selbsthilfe unentwegt weiterschreiten, und wir tun es 
in der Ueberzeugung. damit unserem Volke gerade auch in 
ungünstigeren Zeiten wertvolle Hilfe leisten zu können. 


Der Geldmarkt; die Vielseitigkeit der Aufgaben der 
Genossenschaftlichen Zentralbank 


Aus dem Referat von Herrn Direktor Dr. H. Küng an der Delegiertenversammlung der Genossenschaftlichen Zentralbank 


Die Entwicklung in letzter Zeit zeigt eindeutig, dass man 
die Geldmarktlage und die sie beeinflussenden l'aktoren 
seinerzeit offenbar doch nicht ganz richtig beurteilt und die 
Massnahmen übertrieben hatte. Es ist natürlich schwer, hin- 
terher festzustellen, wovon der stärkere Anstoss für die Geld- 
markteinengung und die Geldverteuerung ausgegangen ist, 
ob hauptsächlich von der in den Dienst der Konjunktur- 
lenkung gestellten Kreditpolitik oder mehr von den natür- 
lichen Markteinflüssen, zumal beide Faktoren in gegen- 
seitiger Wechselwirkung stehen. Sollte indessen die neuer- 
dings eingelretene starke Verflüssigung mit dem parallelen 
Rückfall der Rendite auf den Bundespapieren und der ge- 
nerell viel kreditwilligeren Einstellung der Banken Bestand 
haben oder sich gar verstärken, dann müsste diese Entwick- 
lung offensichtlich jenen recht geben, die seinerzeit der 
Auffassung waren, 


1. dass die Unterstützung der Konjunkturlenkung durch die 
Kreditpolitik in einem flüssigen Geldmarkte nur von 
begrenzter Wirkung sei; 

2. dass die latsächlichen, markttechnischen Voraussetzungen 
die leiztjährige Zinsverteuerung in keiner Weise begrün- 
det hatten, und dass infolgedessen diese mit einer etwas 
straffer koordinierten Geldmarktlenkung zum mindesten 
in erheblich engern Grenzen zu hallen gewesen wäre. 


ls mag sein, dass sich dann auch die Frage der Erhöhung 
des Hypothekarzinsfusses, die prompt unter dem Gesichts- 
punkt des Stabilisierungsabkommens, also u.a. auch der 


Inflationsverhütung, scharf abgelehnt wurde, nicht mit der- 
selben Dringlichkeit gestellt hätte, wie das nachher für viele 
Banken der Fall war. 

Die in so kurzer Zeit festzustellende, zweimalige auffal- 
lende Veränderung der Geldverhältnisse — wofür auch die 
Erfahrung mit der letzten Bundesanleihe, die anfänglich mit 
einem eigentlichen liasko endete und kaum vier Monate 
später 2% über dem Emissionskurs gehandelt wurde, ein 
eindrückliches Exempel ist -—- zeigt meines Erachtens doch 
nachdrücklich die 


Wünschbarkeit einer sorgfältigen Marktfürsorge. 


Sie zeigt aber auch die Notwendigkeit einer gewissen Koor- 
dinierung der Geldpolitik zu so wichtigen wirtschaftlichen 
Massnahmen. wie es. z.B. das Stabilisierungsabkommen 
darstellt. Mit der schroffen Ablehnung der Zinsfussverteue- 
rung auf den Hypotheken ist es allein nicht getan, wenn 
nicht gleichzeitig dafür gesorgt wird, dass die Geldgeber 
das Geld auch zu entsprechend niedrigen und stabilen Sätzen 
erhalten. Man kommt um den Eindruck nicht herum, dass 
viele Kritiker diese Zusammenhänge nicht erkennen und die 
ganze Zinsentwicklung auch gar zu einseitig nur von ihren 
persönlichen Interessen aus betrachten. Will man wirklich 
ausgeglichene Geldmarktverhältnisse schaffen, so geht das 
mitunter eben ohne stärkere oder schwächere Eingriffe nicht 
ab. Will man das nicht, so darf man nicht erstaunt sein, 
wenn es zur Zickzackkurve kommt und die Banken daraus 


in 


jeweilen die unvermeidlichen praktischen Schlüsse ziehen. 
also auch den Hypothekarzins erhöhen. wenn das notwendig 
wird. Der sicher schöne Grundsatz des freien Spiels der 
Kräfte muss dann eben auch für die andere Seite und vor 
allem immer gelten. 


Die Zins- und Kreditpolitik 


jedes Institutes richtet sich notwendig nach den in jedem 
Fall verschiedenen technischen Voraussetzungen. So kann 
ein Hypothekarinstitut. das zur Befriedigung des Hypo- 
thekarkredites Pfandhriefdarlehen zu 3’: % oder noch mehr 
aufnehmen muss. begreiflicherweise keine Darlehen zu 
312% weitergeben. im Gegensatz zu jenen Banken. denen 
hierfür ausreichende 2’: % Depositen- oder Spargelder zur 
Verfügung stehen. Ganz gleich stellen sich die Verhältnisse 
im übrigen Aktivgeschäft. das sich in jedem seriös geleiteten 
Institut in erster Linie nach der Konstellation der eigenen 
Passivgelder zu richten hat. 

Das trifft in besonderm Masse auf die Genossenschaftliche 
Zentralbank zu. die ihrer ganzen Aufgabe nach noch mehr 
als alle andern Banken auf ihre Eigenart und Sonderstruk- 
tur Rücksicht zu nehmen hat. Ich erinnere in diesem Zusam- 
menhang nur an die Konzentration der Gelder der VASK 
und die ihnen entsprechend ihrer sozialen Zweckbestimmung 
zukommende Vorzuesbehandlung; ich erinnere an die Dop- 
pelstellune der Konsumgenossenschaften. teils als Kredi- 
toren, teils als Debitoren. und bitte zu beachten, dass beide 
Gruppen mit dem genau gleichen Rechte von unserer Bank 
eine der gemeinsamen Ideologie entsprechende Rücksicht- 
nahme erwarten. Ich weise aber auch auf den besondern 
Charakter unserer Bank mit ihrer ausgeprägten Konzen- 
tration auf das allerdings sehr ausgedehnte Wirtschaftsgebiet 
der Genossenschaften und Gewerkschaften ganz allgemein 
hin. 

Aber wir hahen noch ein anderes Handicap: Unsere Tätig- 
keit muss sich der Aufgabe des Instituts entsprechend sozu- 
saeen auf die ganze Schweiz erstrecken. jedenfalls auf alle 
jene Orte. wo Konsumvereine vertreten sind. Darum werden 
wir immer wieder mit allen möglichen Instituten zum Ver- 
gleich herangezogen. von der Grossbank herunter bis zur 
kleinsten lokalen Spar- oder Raiffeisenkasse. Dass wir bei 
einer solchen Vielseitigkeit des Verzleichs und angesichts 
derart verschiedener Voraussetzungen von Ort zu Ort und 
von Institut zu Institut nicht immer die günstigsten Kondi- 
tionen aufweisen können. liest eigentlich auf der Hand: 
denn wir müssen ja unsere Zinspolitik nach den bei uns 
bestehenden ökonomischen und technischen Grundlagen 
richten. 

Leider sind wir darin lange nicht so frei und unabhängig 
wie beispielsweise unsere schweizerischen Grossbanken. 
Diese sind heute auf der ganzen Welt in einer führenden 
Position: unbekümmert um den Zins fliessen ihnen die Gel- 
der aus unzähligen Kanälen zu. Versiegt der eine. so tun 
sich an seiner Stelle zahlreiche andere auf. Brauchen die 
Grossbanken Geld. so genügt meistens eine geringfügige 
Zinsänderung oder nur verstärkte Werbung. um die ge- 
wünschten Mittel zu erhalten. Diese Möglichkeiten sind uns 
weitgehend verschlossen. Wohl kann sich unsere Bank in den 
Konsumgenossenschaften und Gewerkschaften auf eine sehr 
beachtenswerte wirtschaftliche Basis stützen. Ihre intensive 
praktische Erfassung bereitet indessen vorläufig erhebliche 
technische Schwierigkeiten. Diese werden sich allerdings 

etwas vermindern. wenn wir durch den Ausbau des Filial- 
netzes im Lande noch stärker verwurzelt werden und vor 
allem. wenn wir noch mehr auf die immerhin sehr respek- 
table Phalanx der schweizerischen Genossenschafter und der 
Arbeiterschafı zählen können. 

Aber selbst dann ist mitzuberücksichtigen, dass unsere 
Bewegung trotz ihrer Breite nicht über eine solche Kapital- 
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konzentration verfügt. wie sie in den Kreisen hinter den 
Grossbanken steckt. Gerade darum müssen wir auch 


dem Zins dem kleinen Manne gegenüber grösste Beach- 
tung 


schenken. und Sie werden es deshalb sicher verstehen, dass 
es nicht immer leicht ist, jene Mittellinie zu finden, die 
allen gerecht wird. Ich glaube, dass uns dies dennoch in 
hohem Masse gelungen ist: denn abgesehen von ganz ver- 
einzelten. aus der Besonderheit der Verhältnisse entstan- 
denen Einzelfällen, vermögen wir mit unserm Vergleich auf 
der ganzen Linie erfolgreich zu bestehen. Je grösser das 
gegenseitige Verständnis und die genossenschaftliche Soli- 
darität ist, desto leichter wird man auch in «dieser Hinsicht 
alle Differenzen und Hindernisse überwinden können. 

Vergessen wir nie, dass die heutige imponierende Stärke 
sowohl der Genossenschaften als auch der Gewerkschaften 
nur durch den Zusammenschluss und die aus gemeinsamer 
Ideologie entstandene Solidarität möglich geworden ist; 
denn ohne sie hätten weder die Genossenschaften noch die 
Gewerkschaften ihre Ziele in so überzeugender Weise zum 
Nutzen der wirtschaftlich Schwachen durchzusetzen ver- 
mocht. Der Solidaritätswille, der allein diese Leistung zu- 
standegebracht hat. besitzt noch heute diesc/be Berechtigung 
und Bedeutung auch vis-ä-vis der durch die beiden Verbände 
gegründeten Zentralbank. Ja, ich möchte süigen. dass der 
starke, durch die ideologischen Berührungspunkte fundierte 
innere Zusammenhang in unserer heutigen scharfen wirt- 
schaftlichen Auseinandersetzung vielleicht noch dringlicher 
ist als je; denn der einzelne — und mag er noch so stark 
und selbstbewusst sein — läuft Gefahr, im grossen. immer 
mehr aus Verbänden zusammengesetzten Wirtschaftsgefüge 
sich zu verlieren oder zurückgedrängt zu werden. während 
die in sich geschlossenen und in gegenseitiger Anlehnung 
zustandegekonmenen Wirtschaftseruppen weit bessere Aus- 
sichten haben, zu bestehen und sich durchzusetzen. Die Nutz- 
niesser solcher Solidarität sind die Schwachen und die Star- 
ken gemeinsam. Das sollte für jeden Genossenschafter ein 
Grund mehr sein, auch selbst seinen praktischen Beitrag 
dazu zu leisten und den Gedanken der Solidarität und der 
Gemeinsamkeit der Interessen über die kleinen Vorteile des 
Augenblicks zu stellen, sofern aus irgend einer momen- 
tanen Konstellation die Genossenschaft einmal ausnahms- 
weise für kurze Zeit weniger vorteilhafte Konditionen zu 
bieten vermag. Dieser Grundsatz ist in hoheın Masse auch 
gegenüber der Genossenschaftlichen Zentralbank in seiner 
Wichtigkeit von vielen erkannt und — wie die bisherige 
Entwicklung zeigt— auch durch die Tat wirksam gefördert 
worden. Wir danken allen dafür und geben der Hoffnung 
Ausdruck, dass er sich auch bei den Säumigen durchsetzt. 
und dass sich die Beziehung zur Bank in den uns nahestehen- 
den Kreisen immer mehr auf diesen prinzipiellen Boden 
stellen lässt. Das eine steht unfehlbar fest: Die Fortentwick- 
lung unseres Institutes und seine innere Stärke kommt in 
erster Linie der genossenschaftlichen Sache zugut, weshalb 
unser Ziel auch heute noch darin bestehen muss, sie zu einem 
starken Rückhalt und zu einer Zierde des genossenschaft- 
lichen Wirtschaftsgedankens auszubauen. 


en 


«Den Ausgang des Kampfes entscheiden diejenigen, die 
kämpfen. Wir konnten feststellen, dass im Grunde wenige 
Menschen einen revolutionären Glauben haben. Es hat viel 
mehr Menschen guten Willens als zerstörende Elemente, 
aber die Menschen guten Willens richten nichts aus, weil 
sie nicht kämpfen und nicht wissen, wie man kämpfen muss. 
Es gilt, vom guten Willen zum Willen zu gelangen.» 

Robert Tilge 
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Die Bundesfinanzreform in Frage gestellt 


Die ständerätliche Kommission hat mehrheitlich beschlos- 
sen, dem Ständerat zu beantragen, er solle festhalten: 


1. an der ursprünglichen Ablehnung einer Tilgungssteuer 
zugunsten von sogenannten Verrechnungssteuerkontin- 
genten im Bedarfsfalle; 


2. an der Halbierung des Benzinzollertrags zwischen Bund 
und Kantonen; 


3. an einer unbefristeten Umsatzsteuer auf Lieferungen 
und Leistungen, und 


4. an der Beschränkung der parlamentarischen Ausgaben- 
befugnis. 


Ui die Gefahr abzuwenden, dass zwischen dem Ablauf 
der Geltungsdauer des gegenwärtigen Fiskalnotrechts und 
dem Inkrafttreten der Ausführungsgeseizgebung eine Lücke 
entsteht, empfiehlt die Kommission dem Bundesrat, der 
Bundesversammlung rechtzeitig Bericht und Antrag vorzu- 
legen. wonach das geltende Fiskalnotrecht nach 1949 bis 
zum Inkrafttreten der Bundesgesetzgebung zur Ausführung 
der neuen Verfassungsartikel in Krafı bleibt. 


Diese Beschlüsse der ständerätlichen Kommission bringen 
keine grundsätzliche Aenderung der früheren Entscheidungen 
des Ständerates. Bei allen massgebenden Differenzen wird 
dem Ständerat empfohlen, an seinen eigenen Beschlüssen 
(estzuhalten. Bei der Warenumsatzsteuer hat sich die Kom- 
mission entschlossen, in den Verfassungsartikel nur noch 
folgende Bestimmung aufzunehmen: 


«Der Bund ist befugt, zu erheben: Umsatzsteuern auf Lieferun- 
gen und Leistungen. Die Umsätze der notwendigen Lebensmittel 
sind von der Besteuerung auszunehmen. 


Die Höhe der Umsatzsteuer auf den Lieferungen und 
Leistungen, die besteuert werden sollen, würden erst im 
Ausführungsgesetz festgesetzt. Die Fassung des Ständerates, 
die jetzt nach Antrag der Kommission geändert werden soll, 
lautet folgendermassen: 


«Umsatzsteuern auf Lieferungen und Leistungen. Umsätze von 
Getränken und Gegenständen des Luxusverbrauchs können stärker 
belastet werden, wobei auf die Wettbewerbsfähigkeit der inländi- 
schen Produkte, insbesondere des Weins, angemessen Rücksicht zu 
nehmen ist. Die Umsätze der notwendigen Lebensmittel sind von 
der Besteuerung auszunehmen. 


Aus dem Vergleich der beiden Fassungen ergibt sich, dass 
nach der Auffassung des Ständerates neben der Besteuerung 
des Luxus auch der Grundsatz, eine Getränkesteuer zu er- 
heben, im Verfassungsartikel enthalten sein soll. 


Die starre Haltung der ständerätlichen Kommission lässt 
nichts Gutes ahnen. Sollte der Ständerat seiner Kommission 
folgen, so entsteht eine ausserordentlich kritische Situation. 
Offenbar soll die Hauptlast auf die Konsumenten abgewälzt 
wurde. Für die Umsatzsteuer ist keine obere Grenze fest- 
gelegt worden. Auch fallen nach dem Wunsche der Kom- 
mission Getränke- und Luxussteuer vorläufig ausser Dis- 
kussion. — Nach den Jahren des entschlossenen Durchhaltens 
und der Bereitschaft zur Uebernahme entsprechender Opfer 
bietet sich jetzt in den parlamentarischen Beratungen dem 
Schweizervolk ein ausserordentlich unerfreuliches Schau- 
spiel. Dieses dient nicht der Hebung des Staatskredits. Noch 
sind zum Glück die Würfel nicht endgültig gefallen. Der 
Einigungskommission der beiden Räte stellt sich eine ver- 
antwortungsvolle Aufgabe. 


„Liederlichkeit und Schwindel“ 


Der unter diesem Titel in Nr. 1O des «Schweiz. Konsum- 
Vereins» erschienene Artikel hat Herrn Nationalrat Dutt- 
weiler zu einem «Offenen Brief» im «Brückenbauer» an 
Herrn Prof. Dr. Max Weber, Präsident der Direktion des 
V.S.K., den er irrtümlicherweise für den Verfasser hielt, 
Anlass gegeben. Der Migrosleiter wundert sich, dass man in 
so scharfer Weise gegen ihn und seine Methoden Stellung 
nehmen konnte und zitiert seinen Lesern in unbekümmertem 
Durcheinander und vollständig aus dem Zusammenhang 
gerissen eine Reihe der von uns gebrauchten Ausdrücke. Er 
braucht nicht erstaunt zu sein. Sie wurden für ein Verhalten 
formuliert, das einen Geist kennzeichnet. der sich eben — 
es ist nicht unsere Schuld — auf einem Niveau bewegt, das 
nicht mehr mit den Regeln des zwischen vernünftigen Men- 
schen herrschenden Anstandes in Einklang gebracht werden 
kann. Wir haben eine Sammlung von Betitelungen des 
V.S.K. und der Genossenschaften seitens der Migros im 
fraglichen Artikel publiziert. 


Besondere Mühe gibt sich der Migrosleiter zu unterstrei- 
chen, dass der «Schweiz. Konsum-Verein» als einziges 
Zeitungsorgan der Schweiz den Gerichtsurteilen gegen 
Nestle die Allgemeingültigkeit abspreche. Wiederum ein 
Glanzstück der Verdrehung! Mit keinem einzigen Worte 
haben wir Truste oder ihre Handlungen verteidigt. Wir 
haben uns für 


«Sauberkeit au} der ganzen Linie» 


eingesetzt. Wir billigen und unterstützen jedes Gerichts- 
urteil, das wirkliche Verfehlungen bestraft. Worum wir uns 
kümmerten, war die dauernde Beschmutzung der Konsum- 
genossenschaften durch die Migros-Propaganda. Unsere ent- 
schiedene Abwehr hat nichts mit der Verteidigung von 
Trusts zu tun, sondern steht eben im Dienste der Sauberkeit, 
die von den Konsumenten mit Recht verlangt wird und auch 
durch noch so raffiniert angelegte Fälschungen nicht er- 
schüttert werden kann. 


Unklar ist der mit verschiedenen Preisen für Obst und 
Gemüse beim ACV beider Basel angestellte Vergleich. Die 
Migros behauptet steif, ihre Fachleute hätten — offen- 
bar in einem bestimmten Laden — die genannten Preise aus- 
legen müssen. Die lückenlosen Preislisten des ACV besagen 
jedoch, dass in den Läden des ACV bedeutend niedrigere 
Preise verlangt wurden. 


Herr Duttweiler schliesst seinen Brief mit einigen Hin- 
weisen auf die loyale Haltung der Landesring-Fraktion 
gegenüber den Konsumgenossenschaften bei Abstimmungen 
im Nationalrat. Er denkt sie wohl als überzeugende Beweise 
für seine wohlmeinende Haltung gegenüber den Konsum- 
genossenschaften. Sie könnten zweifellos solche sein. Doch 
seine haltlosen Verdächtigungen, seine von einem verbisse- 
nen Zynismus erfüllten Anwürfe, seine oft von allen Hem- 
mungen freie Schreibweise liefern ständig Zeugnisse seiner 
sehr üblen Gesinnung gesenüber dem Wirken der Konsum- 
genossenschaften und des V.S.RK. Und diese zeigen doch 
wahrhaft zur Genüge — durch ihre fortschrittliche, leistungs- 
fähige Preispolitik, durch ihre Dienstleistungen mannig- 
facher Art — dass sie sich nicht auf so unerhörte Art an- 
pöbeln zu lassen brauchen. 


Wir hoffen sehr, in Zukunft für solche Auseinander- 
setzungen die Feder ruhen lassen zu können. Gewisse Klar- 
stellungen waren jedoch notwendig. In erster Linie sollen 
nach wie vor unsere Leistungen zugunsten der Konsumenten- 
schaft und zum Wohle der Allgemeinheit sprechen. 
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Gesamtansicht 


Die Erweiterung der Bäckerei 
der Allgemeinen Konsumgenossenschaft 
Schaffhausen 


Nachdem sich die frühere Bäckerei als den gewachsenen eine automatische Gäranlage und eine Tiefkühleinrichtung. 
Anforderungen in keiner Weise mehr gewachsen erwiesen Die zuletzt erwähnte Anlage, in der Backwaren längere Zeit 
haıte, erstellte die Allgemeine Konsumgenossenschaft Schaff- gelagert werden können, ohne an Frische irgendwie einzu- 
hausen im Jahre 1937 eine für die damaligen Verhältnisse bissen, ist von grösster Wichtigkeit, namentlich weil sie er- 
moderne. neue. ganz auf elektrischen Strom eingestellte möglicht, die vor allem infolge des grösseren Bedarfes an 
Bäckerei mit 3 Einschiess -und 1 Auszugsofen. Als Standort Kleingebäck auf das Wochenende hin sonst ziemlich un- 
für die neue Bäckerei wurde das Schaffhausen gegenüber- zleichmässige Beschäftigung in der Bäckerei gleichmässiger 
liegende Feuerthalen gewählt, weil die Allgemeine Konsum- zu gestalten. Geräumige Lokale im ersten Stock und im 
genossenschaft dort bereits ein grösseres Stück Land besass, Keller gestatten die Lagerung grösserer Mengen des wich- 
das sich für diesen Zweck ausserordentlich gut eignete. In tiegsten Rohstoffes, des Mehles, sowie von Brot für den Fall, 
Laufe der nachfolgenden Jahre steigerten sich die An- dass wieder einmal die Abgabe von frischen Brot verboten 
sprüche, die an die Bäckerei gestellt wurden, derart, 
dass sich eine Erweiterung als erforderlich erwies. 


5 i Neue Spedition mit T'ransportanlage 
Heute ist die etwa auf den doppelten Umfang ver- 


erösserte Bäckerei bereits in Betrieb. Der unter Lei- 
tung von Architekt Gossweiler erstellte Anbau fügt 
sich harmonisch an die bereits vorhandenen Bauteile 
an und jst. was praktische Anordnung und Rück- 
sichtnahme auf die Anforderungen der neuzeit- 
lichen Arbeitshygiene anbetrifft, als ein Muster- 
beispiel einer gewerblichen Anlage zu betrachten. 
Den Mittelpunkt des neuen Teiles bildet ein Turnus- 
ofen, geliefert von den Sissalux-Werken in Sissach, 
der zwar in den Ausmassen kleiner (Länge rund 
15 m) als die entsprechenden Oefen in den grössten 
Konsumbäckereien unseres Landes, im übrigen aber 
nach genau denselben Prinzipien konstruiert ist und 
die gleich günstigen Ergebnisse zeitigt. Als weitere 
Neuerungen sind zu nennen eine Teigteilmaschine, 


eine Teigformmaschine, eine Brötchenformmaschine, 
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werden sollte. Durch den Keller zieht sich auch 
ein sehr sinnreich angelegtes Förderband für 
den Transport der Backwaren vom Turnusofen 


in die Spedition. 


Am 9. März wurde die Bäckerei in Anwesen- 
heit einer Anzahl von Gästen offiziell einge- 
weiht. Nach einer kurzen Begrüssung durch den 
Präsidenten der Verwaltungskommission der 
AKG Schaffhausen, Herrn Stadtrat Erb, unter- 
zogen die Eingeladenen unter der sachkundigen 
und sehr einlässlichen Führung des Oberbäckers 
der Genossenschaft, Herrn Fritz Hofer, die 
Bäckerei einer eingehenden Besichtigung. — 
Während des von der AKG Schaffhausen dar- 
gebotenen Imbisses ergriff der Verwalter der 
Genossenschaft, Herr Ernst Hausammann, das 
Wort, um den Erschienenen, darunter Vertrete- 
rinnen des Frauenvereins der Genossenschaft 
und des VHTL, den Herren Heeb und Sigg von 
Lebensmittelverein Zürich, Delegationen des 
Stadirates Schaffhausen und des Gemeinderales 
Feuerthalen, Herrn Dr. Leo Müller als Ver- 
treter des V.S.K. und der MSK, Architekt 
Gossweiler, sowie dem Präsidenten des Kreis- 
verbandes VII, Herrn Hermann Schlatter, für 
das Interesse zu danken. Der Sprechende hob 
namentlich die Wünschbarkeit einer weiter- 
gehenden Rationalisierung im Interesse einer 
Verringerung oder Abschaffung der Nachtarbeit 
hervor. Herr Dr. Leo Müller beglückwünschte 
die Genossenschaft zu ihrer Initiative und wies 
auf die Bedeutung einer nachhaltigen Unter- 
stützung dieser beispielhaften Produktionsstätte 
seitens der gesamten Nlitgliedschaft hin. Schliess- 
lich fügte Herr Ernst Sigg, Geschäftsleiter des 
Lebensmittelvereins Zürich, hinzu, dass nicht 
nur die Nachtarbeit, sondern auch die Personal- 
kosten, die eine Bedenken erregende Höhe er- 
reicht hätten, es als wünschbar oder geradezu 
dringend erscheinen liessen, die Rationalisie- 
rung der Konsumbäckereien auf das heute über- 


haupt mögliche Höchstmass zu sleigern. 


Der Ausbau der ja an sich noch keineswegs 
alten Bäckerei der Allgemeinen Konsumgenos- 
senschaft Schaffhausen ist ein weiterer, ein- 
drücklicher Beweis dafür, dass die Konsum- 
genossenschaften bereit sind, die führende Stel- 
lung, die sie gerade aul dem Gebiete der Ver- 
mittlung eines guten und billigen Brotes seit 
über hundert Jahren einnehmen, beizubehalten. 
Insofern glauben wir auch, dass sich die nicht 
unbeträchtlichen Kosten, die die Schaffhauser 
Genossenschaft auf sich genommen hat. durch- 


aus rechtfertigen werden. h. 


Teilansicht der neuen automat. Anlage mit Durchblick nach bestehender Backhalle 


Der alte Backofen 
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Delegiertenversammlung 
der Zigarrenfabrik Menziken 


Die zu dieser Versanımlung erschienenen Delegierten nah- 
men — unter dem Vorsitz von Herrn Maire, Präsident der 
Verwaltung — einen Bericht seitens der Direktion des 
V.S.K. über den Pachtvertrag mit der Firma Burger Söhne 
entgegen und genehmigten Bericht und Rechnung. 

Vor allem konnten die Anwesenden die Ueberzeugung 
gewinnen, dass die zetroffene Regelung in besonderer Weise 
auch der Arbeiterschaft zusutekommt. Sämtliche früheren 
Arbeitnehmer stehen in Arbeit. was angesichts der in 
anderen Betrieben schon erfolgten Reduktion um so erfreu- 
licher ist. Die Stumpen haben es heute schwer. sich gegen- 
über der Zigarettenmode durchzusetzen. Die Pachtfirma ist 
jedoch vollbeschäftigt. was nicht zuletzt auch ein Hinweis 
auf die bei ihr produzierte Qualität ist. 

Mit der Ausführung des Vertrages ist der V.S.K. beauf- 
tragt. Die Funktionen der Verwaltung sind bei der Direktion 
des V.S.K. vereinigt. die auch in Zukunft während der 
Dauer des Vertrages als Verwaltung amten wird — womit 
sich die Deleeiertenrersammlung einverstanden erklärte. 
Ueber die Kontrollstelle ist auch die direkte Mitarbeit der 
Mitglieder der Zigarrenfabrik gesichert. sodass so gewiss 
praktisch die beste Form für die organisatorisch rationelle 
Weiterführung der Fabrik gefunden wurde. 

Nach wie vor gebührt in den Genossenschaftsläden den 
CO-OP Stumpen der Ehrenplatz. Die hervorragenden Qua- 
litäten der Produktionsfirma sind allzu bekannt, so dass es 
sich erübrigt. ihnen an dieser Stelle nech eine besondere 
Empfehlung zu widmen. Die Garuntie für einen einwand- 
freien Stumpen. so wie er jedem Raucher Freude und Genuss 
bereitet. ist gesichert. 


Forderungen des Gewerbes 
haben „industrielles Ausmass“ 


In der «Aarg. Bauern- und Bürgerzeitung» wird in einem 
Bericht über die Verhandlungen im Nationalrat über die 
Bundesfinanzreform u.a. ausgeführt: 


Einmal mehr die Genossenschajten 


Die Frage der Besteuerung der mehr als fünfprozentigen Rück- 
vergütungen der Genossenschaften war ein Gegenstand heftiger 
Diskussionen, deren Ausmass in einem bescheidenen Verhältnis 
zum möglichen Ertraz der Steuer steht. Es ginz aber um das 
Grundsätzliche, da van den Sprechern der Genossenschaften die 
Meinung vertreten wurde, ein Ertrag, der kein Ertrag sei, solle der 
Besteuerung unterworfen werden, während die Gewerbevertreter mit 
allem Temperament die «Steuergerechtigkeit> verlangten. Es ging 
tatsächlich nicht um konkrete Dinge, sondern um die grundsätzliche 
Seite, die unseres Erachtens unter den Beteiligten abgeklärt werden 
sollte, wenn sie nicht schon puterrote Köpfe bekämen, sobald sie 
einander nur aus der Ferne sehen! 

Unsere Meinung steht eindeutig bei den Genossenschaften, denn 
das, was vom Gewerbe vertreten wurde, hatte bereits industrielles 
Ausmass.» 


Die Erkenntnis, dass der Gewerbeverband überbordet, 
scheint erfreulicherweise weitere Kreise zu ziehen. Leider 
haben nicht alle Bauernvertreter das «industrielle Ausmass», 
der gewerblichen Forderungen durchschaut. Sie hätten dann 
gewiss anders gestimmt. Einige wehrten sich gegen die dem 
Genossenschaftsgedanken drohende Schmach. Die anderen 
werden gewiss im Laufe der weiteren Verhandlungen noch 
Gelegenheit bekommen. den gewerbeverbandlichen Nimmer- 
satt auf das ihnen zukommende Mass zurückzuschrauben. 
Die Ausführungen in der «Aarg. Bauern- und Bürgerzeitung» 
bedeuten für sie gewiss einen weiteren Hinweis, dass die 
beschlossene Sonderbesteuerung der genossenschaftlichen 
Rückvergütung eine Ungerechtigkeit ist. 


Verschiedene Tagesfragen 


«Alimentation» findet die erlösende Idee zur 


Reifung der 
Bundesfinanzreform. «Alimentation>, das offizielle Organ der Ver- 
einigung der welschen Lebensmittelgrossisten, findet, man könnte 
sowohl auf die direkte Bundessteuer wie die Luxus- und Getränke- 
steuer verzichten und dafür sganz einfach» den Satz für die Umsatz- 


steuer erhöhen. — Wahrlich eine klassische» Lösung. Wie wär's, 
wenn die Konsumenten finden würden, man könne auf die Umsatz- 
steuer verzichten und dafür die direkte Bundessteuer mit um so 
höheren Sätzen ausstatten? Nun, so geht’s ja nicht. Immerhin ist der 
Vorschlag der <Alimentation» bezeichnend für das Los der Konsu- 
inenten, wenn diese nieht kraftvolle Selbsthilfeorganisationen hinter 
sich hätten, In den Kreisen des Privathandels wäre man sich sehr 
schnell einig, wer auch bei der Bundesfinanzreform in erster Linie 
oder sogar ganz allein Opfer zu bringen hätte. 


Vorsicht: Obligatorischer Fähigkeilsausweis. Die «Schweize- 
rische Detaillisten-Zeitung» weiss zu berichten: 

<Die gesetzliche Regelung ist im Tun. Mit der Meinung des Biga, 
zuerst den Fähigkeitsausweis und dann die Zugabeverordnung zu 
schaffen. geht die Geschäftsleitung einig. Das Gesetz über den 
Fähigkeitsausweis und die Verordnung über das Zugabeunwesen sol- 
len gleichzeitig erlassen werden.» 

Offenbar ist wieder etwas «im Tun». Die Konsumentenorganisatio- 
nen und mit ihnen weiteste Kreise sind gewitzigt. Sie haben genug 
von gewissen «Obligatoriens. Sie werden den wie es scheint bald zu 
erwartenden Gesetzesentwurf mit der nötigen Frfahrungsweisheit 
unter die Lupe nehmen, 

Wohl realpolitischer klingt folgende Verlautbarung aus den Ver- 
handlungen im Zentralausschuss des Verbandes «der T.ebensmittel- 
detaillisten (lt. «Lebensmittelhandel»): 

«Falls der obligatorische Fähigkeitsausweis noch auf sich warten 
lässt, wird als Uebergangslösung die Verleihung eines verbandlichen 
Fähickeitsausweises studiert. 

Solcher Selbsthilfe, die allerdings am besten Dauer-, nicht nur 
Uebergangscharakter bekommt. wird sicher mehr Anerkennung zuteil 
werden als einem Obligatorium, das doch zur Tlauptsache wieder 
dazu dient, Vorrechte zu schaffen. 


Unsere erste Milchgenossenschaft mit einem diiferenzierien 
Milchpreis. (Korr.) Die Molkereigenossenschaft Adliswil bei Zürich 
hat ab 1. Januar dieses Jahres als erste schweizerische Milchgenos- 
senschaft einen differenzierten Milchpreis nach der Qualität der Milch 
eingeführt. Die näheren Bestimmungen über diese Qualitätshezah- 
lung wurden in einem besonderen Reglement niedergelegt. Die Milch 
jedes Milchlieferanten wird von Zeit zu Zeit nach einem bestimmten 
Punktierverfahren bewertet, ebenso die Stallungen, die Stallordnung. 
das Milchgeschirr, die Halıbarkeit der Milch, ihre Gesundheit usw. 
Im Maximum kann ein Milchproduzent bei dieser Beurteilung 
30 Punkte erzielen. Von 23 bis 30 Punkten wird der volle Milch- 
preis ausbezahlt. Bei 19 bis 23 Punkten erhält der Bauer einen Ab- 
zug von einem Rappen, und die Milch unter 19 Punkten erhält zwei 
Rappen Abzug per kg. 

Auch die Tuberkulosefreiheit eines Viehbestandes wird mitberück- 
sichtigt. Wenn sich diese Qualitätsbezahlung der Milch eingespielt 
hat, soll auch noch der Fettgehalt der Milch in das Punktierschema 
eingebaut werden. Das Vorgehen der Molkereigenossenschaft Adliswil 
ist bahnbrechend und vorbildlich in unserem Lande und verdient, 
recht bald von anderen Milchgenossenschaften nachgeahmt zu werden. 


Volkswirtschaft 


Milchwirtschaft und Viehseuchenbekämpfung 


Bei der Gesellschaft Schweizerischer Landwirte in Zürich 
sprach Prof. Dr. Kästli, Vorstand der Milchwirtschaft- 
lichen und Bakteriologischen Versuchsanstalt Liebefeld- 
Bern. über die Möglichkeiten unserer Milchwirtschaft im 
Kampfe gegen die chronischen Viehseuchen. — Als chro- 
nische Viehseuchen gelten in erster Linie die Rindertuber- 
kulose, der Abortus Bang und der Gelbe Galt. Es ist be- 
kannt, dass der Rindertuberkulosebazillus auch den Men- 
schen anstecken kann und dass Abortusbazillen in der Milch 
diese Krankheit auch auf den Menschen übertragen können. 
Der Gelbe Galt verändert die Qualität der Milch und macht 
sie sowohl für Konsum- wie Käsereimilch unbrauchbar. Für 
den Menschen bedeutet diese Krankheit weiter keine Ge 
fahr. 

Die Verseuchung unserer Viehbestände mit Gelbem Galt 
beträgt im Mittel nur etwa 1 %. Dieser günstige Stand ist 
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vor allem der guten milchhygienischen Kontrolle zu ver- 
danken. Mit dem seit einigen Jahren zur Verfügung stehen- 
den gut wirkenden Mittel, dem Penicillin, wird es verhältnis- 
mässig leicht sein, den Gelben Galt mit der Zeit ganz zum 
Verschwinden zu bringen, 

Schwieriger verhält es sich beim Abortus Bang. Hier ge- 
langt man am ehesten mit einer Impfung der zur Aufzucht 
bestimmten Jungliere zum Ziel. 

In der Bekämpfung der Rindertuberkulose haben in der 
Schweiz bis heute vor allem die Kantone Graubünden und 
St. Gallen Pionierarbeit geleistet, aber auch alle übrigen Ge- 
biete müssen nach und nach gesäubert werden. Bis heute sind 
in unserm Lande ein Viertel aller Rindviehbestände dem 
offiziellen Rindertuberkuloseverfahren angeschlossen. Der 
Zentralverband schweizerischer Milchproduzenten hat einen 
Plan aufgestellt, nach welchem innert zehn Jahren unsere 
Viehbestände im wesentlichen tuberkulosefrei gemacht wer- 
den könnten. Wichtig ist dabei die Bestimmung, dass nach 
Ablauf einer zehnjährigen Frist Milch aus Viehbeständen 
mit Tuberkulose-Reagenten von den Milchverwertern nicht 
mehr angenommen werden soll. Es liegt auch ein Gesetzes- 
entwurf vor, der die Rindertuberkulosebekämpfung behan- 
delt und u.a. die gesetzlichen Verankerungen eines diffe- 
renzierten Nlilchpreises vorsieht. Die wichtigsten Milch- 
länder der Welt haben die Qualitätsbezahlung der Milch be- 
reits eingeführt. In der Schweiz hat der nordosischweize- 
rische Milchverband Winterthur in dieser Richtung einen 
Versuch unternommen. Er bezahlt 


für Milch aus tuberkulosefreien Viehbeständen einen Qua- 
lirätszuschlag von einem halben Rappen per kg. 


Diese bescheidene Prämie hat im betreffenden Gebiet das 
Interesse an der Rindertuberkulosebekämpfung in hohem 
Masse geweckt und die Zahl der tuberkulosefreien Vieh- 
bestände wesentlich vermehrt. 

Eine allgemeine Pasteurisierung unserer Vollmilch zum 
Konsum und zur Verwertung kommt aus wirtschaftlichen 
und technischen Gründen nicht in Frage. Bei der Konsum- 
milch würden sich die Kosten derart erhöhen, dass die 
Handelsmarge auf das Doppelte ansteigen müsste. Zudem 
ist es bei uns allgemein gebräuchlich, dass die Hausfrauen 
die Milch vor dem Konsum erhitzen, wodurch die Uebertra- 
gungsgefahr mit Bazillen der chronischen Viehseuchen aus- 
geschlossen wird. Im Hartkäse wurden ohnehin noch nie 
lebende Tuberkelbazillen gefunden. 

In der Diskussion setzte sich Herr Nationalrat Dr. Bir- 
cher, Aarau, für das im Mai dieses Jahres zur Abstimmung 
kommende Tuberkulosegesetz ein und betonte im übrigen, 
dass wir die Tuberkulose beim Rind wie beim Menschen be- 
kämpfen müssen, wenn wir einen durchschlagenden Erfolg 
erzielen wollen. F.B. 


| Kurze Nachrichten | 


Indeaziffer des V.S.K. Die vom Verband schweiz. Kon- 
sumvereine berechnete Indexziffer der Kleinhandelspreise 
zeigt vom 1. Dezember 1948 zum 1. März 1949 eine Sen- 
kung um 1,5 %. Sie erreicht damit einen Stand von 232,9 
Punkten, wenn der 1. Juni 191:, und von 177,3 Punkten, 
wenn der 1. September 1939 als Ausgangspunkt genommen, 
d.h. gleich 100 gesetzt wird. 

Der Rückgang der Indexziffer in der Zeit vom |. Dezem- 
ber 1948 zum 1. März 19:49 ist hauptsächlich auf die saison- 
bedingte Reduktion der Eierpreise, auf die Verbilligung von 
Fleisch und den weiteren Abschlag auf Zucker zurück- 
zuführen. 

Anderseits erfolgte in der Berichtsperiode eine gewisse, 
saisonbedingte Verteuerung der Kartoffeln. 
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Umsatzentwicklung bei den Migros-Genossenschaften. Der Um- 
satz der Migros-Genossenschaften ist von 142 Millionen Franken im 
Jahre 1947 auf rund 181,2 Millionen im Jahre 1948 gestiegen. Die 
regionale Verteilung lautet wie folgt: 


Aargau RT — 
Basel Er — 
Bern) „we. Ar Fe > 20.469 000.— 
Genf. 2 0.00.20 Ve 1850 
Lausanne a » 2082 000.— 
Luzern >» 7362 000.— 
Neuenburg » 5769 000.— 
St. Gallen > en a 0 2 6240000 
Schallhausen er » 6373 000.— 
Solothurn MER 5 » 4992 000.— 
Tessin » 7476 000.— 
Zürich » 73294 000.— 


Gegenüber 1938 hat der Umsatz der Migros-Genossenschaften somit 
um 160 % und gegenüber 1947 um 27 4 %/ zugenommen. Nach der 
Biga-Statistik über die Kleinhandelsumsätze haben sich die wert- 
mässigen Nahrungsmittelumsätze von 1938—1948 um 95 % erhöht, 
(Schweiz. Detaillisten-Zeitung) 


Pro Infirmis 1948. * Die Kartenspende wies ein günstigeres Resultat 
auf als im Vorjahr, nämlich netto 785000 Fr. oder 18,25 Rp. pro 
Kopf der Bevölkerung. Werden wohl einmal alle Karten eingelöst, 
und werden dann die so notwendigen 2,6 Millionen Franken Rein- 
überschuss vorliegen? Das Ergebnis erlaubte «Pro Infirmis», neben 
den direkten Beiträgen für Spezialmassnahmen an einzelne Gebrech- 
liche und neben der Führung ihrer Fürsorgestellen, rund 130 Anstal- 
ten mit 149 000 Fr.. 10 Werkstätten mit 15600 Fr., 110 Vereine mit 
79165 Fr. und 13 Verbände mit 135504 Fr, zu unterstützen. 

Aus der Bundesfeierspende 1947, die für die berufliche Ausbildung 
Gebrechlicher bestimmt war, wurden Einzelstinendien im Betrage von 
115 000 Fr. zur Verfügung gestellt. Der Hauptanteil, 420 000 Fr., kam 
dem unter dem Vorsitz von alt Bundesrat Dr. Stampfli gegründeten 
Verein «Schweiz. Stätte zur beruflichen Eingliederung Gebrech- 
licher zu. Für ein ähnliches Trainingszentrum im Welschland wur- 
den 85000 Fr. aus Bundesfeierspendegeldern bestimmt, und drei be- 
stehenden Werken der Westschweiz konnten ebenfalls namhafte Sum- 
men zugewiesen werden. 

Eine weitere. hochwillkommene Sonderspende erhielt «Pro Infir- 
mis> aus dem Verkauf eines Briefmarkenblocks anlässlich der Inter- 
nationalen Briefmarkenausstellung in Basel, Die 173000 Fr. sollen 
zur Schaffung eines Heimes für Schwerinvalide dienen. 

Neben der Bearbeitung von Sachfragen, Auskunftserteilung und 
weiteren Arbeiten des Zentralsekretariates wurde der regelmässigen 
Pressebedienunz besondere Beachtung geschenkt: als Geschäftsstelle 
verschiedener Hilfsverbände hatte das Sekretariat ausser den laufen- 
den Arbeiten Sonderaktionen vorzubereiten, wie Organisation von 
Fortbildungskursen, Ausarbeitung von Richtlinien für die Ordnung 
der Pflegezelder in den Anstalten, des psychiatrischen Dienstes usw. 


Selbsibedienungsapparate für Blumen werden jetzt in den USA 
vor den Läden aufgestellt. Die Blumen befinden sich in befeuch- 
teten Schachteln. («Die Ernährung») 


Vorzugspreis 


für die «Annalen» 


Allen, die sich irgendwie für Fragen der Genossenschaft, der 
Gemeinwirtschaft, der staatlichen Einflussnahme, der öffentlichen 
Betriebe, der gemeinwirtschaftlichen Unternehmen interessieren, 
seien die von Prof. Milhaud herausgegebenen «Annalen der Ge- 
meinwirtschaft» sehr empfohlen. Ueber den Inhalt des sehr um- 
fangreichen neuesten Heftes siehe «Schweiz. Konsum-Verein», 
Nr. 10. Normalerweise kosten die Annalen der Gemeinwirtschaft 
Fr. 25.—, Wer sie über den V.S.K. (Redaktionskanzlei) bestellt, 
erhält die Annalen zu dem sehr günstigen 


Vorzugspreis von Fr. 10. — 


Jeder Genossenschafter, der aktiv an den Aufgaben unserer Bewegung 
teilnimmt. sollte regelmässig in den Besitz der «Annalen» kommen. 


Abschreibung auf Anlagewerten, Erneuerungsfonds, 
Erneuerungsreserve 


Von jeher wird da und dort vergessen. und zwar in allen 
Wirtschaftskreisen. dass dies nicht dasselbe bedeutet. Manch- 
mal werden die Beeriffe verwechselt oder es bestehen son- 
stige wirklichkeitsfremde Vorstellungen. Nun scheint uns 
aber. dass gerade auch die Mitglieder. die Behörden und 
Verwaltungsorgane unserer Genossenschaften — nicht nur 
deren Buchhalter — daran interessiert sind. ebenfalls in 
diesen Dingen Klarheit zu haben. Die nachfoleenden Erläu- 
terungen sollen diesem Zwecke dienen. 

Wenn dabei fast ausschliesslich von /mmobilien die Rede 
ist. so deshalb. weil diese hei unseren Genossenschaften in 
solchen Zusammenhängen häufiger berührt werden als die 
übrisen Arten von Anlagevermögen. wie etwa: Mobilien, 
Ladeneinrichtungen. Installationen. Autos. Maschinen. Die 
uns hier beschäftigenden Probleme betreffen übrigens auch 
diese Vermögenshestandteile in demselben Masse. Es würden 
sich dabei ledielich die entsprechenden Konten-Anrufe hin- 
sichtlich des Anlagevermösens und der Aufwandarten än- 
dern. was aber bei der uns obliesenden Aufgabe völlie 
belanglos ist. 

Wenn ferner feststehen mag. dass das indirekte Abschrei- 
bungsverfahren bei unseren Genossenschaften verhältnis- 
mässig wenig praktiziert wird. so dürfte es gleichwohl für 
viele nützlich genug und erwünscht sein. einmal über die 
im Titel erwähnten Fragen Näheres zu vernehmen. 

Abschreibung auf Immobilien. Diese kann direkt oder 
indirekt vorgenommen werden. Direkt erfolet sie unmittel- 
bar auf dem Immobilienkonto: 


Inmobilien-Aufwand. und -Ertragskonto . an /Immobilienkonto 


Beim indirekten Abschreibungsverfahren wird ein Wert- 
berichtigungskonto in den Passiven eingeschaltet. Dieses 
Konto ist ein rein formales Passivum (es ist also nicht 
etwa Kapital, weder Eigen- noch Fremdkapitali und wird 
am Lreffendsten Jbschreibungskonto genannt, Buchung: 


Immobilien-Aujwand. und -Ertragskonto. . an 
Abschreibungskonto . . 


Abschreibungskonto 
an Bilanz 


Wir betrachten aber die indirekte Abschreibung, also die 
Akkumulierung der Anlageabschreibungen in den Passiven, 
nicht als das Richtige. Wenn man schon darauf hält, sie in 
der Bilanz zu zeigen, so sollte man sie in einer Vorkolonne 
von den Änlageposten, welche sie betrifft, in den Aktiven 
abziehen. Sonst wird die Bilanz künstlich aufgebläht, das 
heisst die Summe (Addition) der Passiven übersteigt den 
tatsächlichen Betrag des Eigen- und Fremdkapitals, ebenso 
wie die Bilanzsumme (Addition) der Aktiven höher ist als 
der effektive Bilanzwert aller Vermögensbestandteile. Bilan- 
zen mit indirekten Abschreibungen in den Passiven, also 
Wertberichtieungsposten zu Anlagevermögen in den Akui- 
ven, können betriebswirtschaftlich und statistisch Anlass 
geben zu falschen Auslegungen und Vergleichen. 

Noch aus einem anderen Grunde ist das direkte Abschrei- 
bungsverfahren dem indirekten in den meisten Fällen weit- 
aus vorzuziehen. Dann nämlich, wenn es sich darum han- 
delt, ein indirekt abgeschriebenes Anlagen-Aktivum, welches 
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zum alten Eisen geworfen oder abgebrochen wird (Liegen- 
schaften. Mobilien. Maschinen, Einrichtungen, Installatio- 
nen aller Art), zu Lasten des in den Passiven figurierenden 
Abschreibungskontos zum Anschaffungswert auszubuchen. 
Wie eross ist dann dieser? Es dürfte nicht viele Unterneh- 
mungen geben. welche eine genaue Kontrolle führen über 
jedes einzelne ihrer Anlageobjekte. Wenn diese Kontrollen 
nicht vorhanden sind. so ist es fast unmöglich, nach Ablauf 
einer gewissen Anzahl von Jahren, sich darin zurechtzu- 
finden und zu wissen, welche einzelnen Vermögensbestand- 
teile und zu welchem Anschaffungswert diese in den ver- 
schiedenen Konten der Anlagewerte enthalten sind. 

Dem Fiskus ist es einerlei, welche der beiden Abschrei- 
bungsverfahren angewendet werden; er bekimmert sich 
ebensowenig um die statistische Bilanzstrukltur wie um die 
terminologisch richtigen Kontenbezeichnungen. Ihm geht es 
nur darum, zu seiner Sache zu kommen. Der liskus wird 
deshalb lediglich darauf sehen, dass das indirekte Abschrei- 
bungsverfahren nicht einen höheren absoluten Abschrei- 
hungsbetrag ergibt als denjenigen, welchen man erhält bei 
Anwendung des bei der direkten Abschreibungsmethode gel- 
tenden Steuersatzes. Anders der Buchhalter des Unterneh- 
mens: er muss da einen anderen Standpunkt einnehmen und 
wird es nur bedauern, wenn irrige oder gefährliche buch- 
halterische Praktiken weiterbestehen. welche die richtige 
Einschätzung der wirklichen Finanzlage oftmals in völlig 
unnützer Weise nur noch mehr erschweren. 

Ob die Anlagenabschreibung nach dem direkten oder nach 
dem indirekten Verfahren erfolst, ändert nichts an der 
finanziellen Lage der Unternehmung. In beiden Fällen geht 
es darum, in gleicher Höhe den Wert des Anlagevermögens 
in den Aktiven zu berichtigen, um damit den Kostenersatz 
für diese Anlagen, somit die Erhaltung der Kapitalsub- 
stanz sicherzustellen. Die Abschreibung, ob direkt oder in- 
direkt. hat eine kalkulatorische Funktion, indem die Ab- 
schreibungskosten im Erstellungspreis mit eingerechnet 
werden. 

Die Anlagenabschreibung kann der Erneuerung im Sinne 
der Ersatzbeschaffung nur dienen, wenn die Abschreibungs- 
kosten tatsächlich herausgewirtschaftet, also durch den 
Bruttogewinn gedeckt worden sind. Aber auch dann können 
die Neuanschaffungen von Anlagewerten nur unter der Vor- 
aussetzung erfolgen, dass die hiezu erforderlichen flüssigen 
Mitte] bereitliesen und nicht etwa zu andern Investierungen 
aller Art bereits verwendet worden sind. Dies ist jedoch 
einzig eine Aufgabe der Finanzverwaltung. 

«Erneuerung» ist ein trügerisches Wortgebilde. «Erneue- 
rungsfonds» in den Passiven kann unmöglich geduldet wer- 
den, wenn es sich dabei in Wirklichkeit um nichts anderes 
handelt als um die obige indirekte Abschreibung (Abschrei- 
bungskonto). Unwillkürlich drängt sich bei «Fonds» die 
mehr oder weniger klare Vorstellung auf, es handle sich um 
bereitgestellte Vermögenswerte (Bargeld, Bankguthaben, 
Wertschriften), welche es ermöglichen, jederzeit neu ange- 
schaffte Anlagewerte: Liegenschaften, Mobilien, Maschinen, 
Installationen, ohne Schwierigkeiten bezahlen zu können. 
Diese Annahme ist jedoch nur dann richtig, und die Be- 
zeichnung Erneuerungsfonds ist nur dann gerechtfertigt 
wenn dieser Erneuerungs/fonds (gebundene Aktiven) in Form 
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der genannten bereitgestellten flüssigen Vermögenswerte 
unter den Aktiven tatsächlich auch vorhanden ist. Dieser Fr- 
neuerungsfonds in den Aktiven würde betragsmässig mit der 
in den Passiven figurierenden «Frneuerungsreserve» über- 
einstimmen. Man sieht hier, welche falschen Vorstellungen 
erweckt werden können, wenn in den Passiven irrtümlicher- 
weise die Bezeichnung «F.rneuerungsfonds» steht, wo es 
doch richligerweise «Abschreibungskonto» heissen müsste, 
weil ein londs der vorerwähnten Art in den Aktiven gar 
nicht existiert. 

Als Grundsatz sollte also gelten: es ist immer als miss- 
bräuchlich anzusehen. das Wort Frneuerungsfonds in den 
Passiven zu verwenden. wenn in den Aktiven keine Deckung 
in gleicher Höhe in Form flüssiger Mittel vorhanden ist. Es 
gibt doch zu denken, wenn zum Beispiel ein grösseres Werk 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts in den Passiven 
wohl einen ansehnlichen «Erneuerungsfonds» zeschaffen 
hat, in den Aktiven aber sozusagen keinen Rappen Bargeld 
besass. Man kann sich die Verlegenheit dieser Unternehmung 
vorstellen, als sie die Zahlungen für die Neuinstallationen 
vornehmen wollte. Ein grosser «Erneuerungsfonds»! 

(Schluss folgt) 


Wer reklamiert ist unser Freund 


«Wir dürfen die Mühe nicht scheuen, Kunden. von denen 
wir wissen, dass sie sich plötzlich anderswo bedienen lassen, 
aufzusuchen und den Grund ihres Fernbleibens von unserem 
Geschäft zu erforschen. In nicht wenigen Fällen werden wir 
dann feststellen können, dass irgend eine Verärgerung diesen 
Lieferantenwechsel verursachte. Schon die Tatsache allein, 
dass wir uns um den «Abgesprungenen» kümmerten, wird 
diesen im allgemeinen wieder für uns günstiger stimmen 
und ihn um so eher zu einer Wiederanknüpfung der Be- 
ziehungen veranlassen. Wer schmollend die Hände in den 
Schoss legt und verlorene Kunden «mit Verachtung straft», 
wird sich nie der Illusion hingeben dürfen. dass dieselben 
reumütig wieder in sein Geschäft kommen werden. 

Auch in bezug auf die Reklamationen gilt die alte Weis- 
heit, dass vorbeugen besser denn heilen ist, und wenn schon 
einmal ein Betriebsunfall passiert ist. dann suche man die- 
sem die beste Seite abzugewinnen, indem man den rekla- 
mierenden Kunden zum Freund macht.» «Lebensmittelhandel 


Der „Zeitmangel‘ der Konsumenten 
und die Gross-Detailgeschäfte 


In dem französischen Fachorgan «Informations industriel- 
les et commerciales» wurde das Ergebnis einer Enquete über 
die Rolle, welche die «Zeit» beim Einkaufen der Frauen 
spielt und die das wirtschaftliche Gleichgewicht der zentra- 
len Grosswarenhäuser der Weltstädte stören könnte, ver- 
öffentlicht. Obwohl es sich um eine Enquöte handelt. die 
Bezug nimmt auf typische Pariser oder andere Grosstadt- 
verhältnisse, enthält sie doch gewisse Ideen, welche auch 
uns zu interessieren vermögen. 

200 Frauen wurden ausführlich über die Art ihres Ein- 
kaufens befragt; sie stammen aus verschiedenen sozialen 
Schichten und Berufsgruppen, weisen unterschiedliches Alter 
auf und bewohnen Quartiere, welche zwischen der Cite und 
der Peripherie liegen. i 

In dieser Untersuchung kam die Wichtigkeit zum Vor- 
schein, welche die Frau dem Faktor Zeit. ohne es sich rich- 
tig bewusst zu werden, beimisst. Der Gedanke, alle Minuten 
des Tages voll auszunützen. findet in jedem Gespräch. oft 
ganz zusammenhanglos, seinen Niederschlag. Dieser Um- 
stand ist auf verschiedene Gründe zurückzuführen und hat 
bei den einen eine neue Gewohnheit gebracht. bei den an- 
dern aber eine notwendige Anpassung an den rascheren 
Lebensrhythmus. 
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Viele Besprechungen haben deutlich erwiesen, dass die 
Frau die Gewohnheit übernommen hat, eher in ihrem WPohn- 
quartier als im Zentrum der Stadt einzukaufen, und dies 
ganz besonders was die Nahrungs- und Genussmittel be- 
trifft. Auch hier haben verschiedene, z. T. kriegsbedingte 
Umstände zur Umstellung beigetragen: 


1. Die Erhöhung der Transportkosten (Tram, Bus, Un- 
tergrund, Taxi, Frachten, Einstellung der Austragdienste 
usw.); 


2. Ueberfüllung der gemeinsamen Transportmittel; die 
Mütter wollen ihre Kinder nicht in das Gedränge bringen; 
ausserdem sind die Konsumenten durch das Heimtragen der 
eingekauften Gegenstände gelangweilt, besonders bei den 
überfüllten Trams usw. 


Die Wiederaufnahme der Hauslieferungen und aller jener 
kleineren Aufmerksamkeiten, welche Zeit sparen helfen, 
dürften dem Grosswarenhaus mit der Zeit die Sympathien 
etwas zurückgewinnen. 

Der Krieg brachte beim Kleinhandel gewisse Verschiebun- 
gen des Sortiments. Ein ziemlich typisches Beispiel ist die 
Abwanderung von Kunden eines Spezereihändlers zum 
Milchhändler infolge der Eintragungspflicht für den Bezug 
der Milch. Wenn man schon für die Milch anstehen musste, 
so kaufte man dort alles, was zu haben war. Der kluge 
Milchhändler dehnte mit der Zeit sein Sortiment beträchtlich 
aus und behielt seither seine Kundschaft. Obwohl das «An- 
stehen» längst vorbei ist, erklären die Kundinnen, den 
Milchhändler nach wie vor für viele Artikel zu berücksich- 
tigen, da dies Zeit erspare und einen Umweg sum Spezierer 
vermeide. Dass der Spezierer nicht untätig zusah, ist klar; 
auch er dehnte sein Sortiment nach Möglichkeit aus. 

Es wäre anzunehmen, dass die Filialgeschäfte und Kon- 
sumgenossenschaften mit ihren grösseren Möglichkeiten 
gegenüber dem kleinen Spezierer während des Krieges im 
Vorteil waren. In den Gesprächen mit den Kundinnen 
konnte nicht festgestellt werden. dass sie einen wesentlichen 
Unterschied sehen oder beim Einkauf im Filialgeschäft einen 
Vorteil in Preis, Qualität und Auswahl suchen. Ist der Ver- 
walter eines Filialgeschäftes gut, wird er dem Besitzer eines 
Detailgeschäftes gleichgesetzt. Die früher manchmal gezeigte 
Abneigung gegen einen Verwalter, der nicht im Quartier 
«gross geworden war», nicht für seine eigene Rechnung 
handelte und sich oft weniger zuvorkommend zeigte, scheint 
verschwunden zu sein. 


«Der Onkel sagt, ich soll die Eier holen. Also wer Eier gelegt 
hat, bitte hebt die Hände auf!» «The Progressive Grocer” 
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Rechtliche Grundlagen der Genossenschaftsverwaltung 


(Fortsetzung) 


2. Die Konstituierung und die Willens- 
bildung des Verwaltungskollegiums 


Die Aufgaben der Verwaltung, d.h. 
jener Teil der Geschäftsführung, der 
im konkreten Fall der Verwaltung vor- 
behalten ist. sind bei der Genossen- 
schaft zwingend einer Mehrheit von 
mindestens drei Personen übertragen. 
Es gibt keine Einmannverwaltung. In 
der Praxis treten oft sehr vielköpfige 
Verwaltungen auf. Dies ist für die Ge- 
nossenschaft aus verschiedenen Grün- 
den typisch, in erster Linie deshalb 
und soweit als sie demokratisch, von 
unten nach oben organisiert ist. Im 
Vordergrund steht. auf Kosten einer 
beweglicheren Leitung vielleicht, das 
Schutz- und Sicherungsbedürfnis aller 
genossenschaftlichen Interessen, wel- 
chem durch eine hauptsächlich aus 
Vertrauensleuten der Genossenschafter 
bestehende Verwaltungsbehörde ent- 
sprochen wird. Dazu kommen als wei- 
tere Mitelieder häufig noch ange- 
sehene, kreditverschaffende Persön- 
lichkeiten, Sachverständige, Vertreter 
der interessierten Lieferanten und 
Grossbezüger und eventuell des über- 
geordneten Verbandes oder staatlicher 
Behörden. Die Verbände insbesondere 
erhalten auf diese Weise sehr hetero- 
gen zusammengesetzte Verwaltungen. 


Der Verwalfungsauftrag trifft die Verwal- 
tungsmitglieder insgesamt: 


dem einzelnen Mitglied ist die Mitwir- 
kung bei der gemeinsamen Tätigkeit 
des Kollegiums zur Pflicht gemacht, 
daher sind die Verwaltungsaufgaben 
nur im Umfange der zu leistenden Mit- 
arbeit Aufgaben des Verwaltungsmit- 
gliedes. 

Aus dieser Teilnahmepflicht ergibt 
sich der gegenseitige Anspruch einer- 
seits auf Zulassung zur Verwaltungs- 
tätigkeit und anderseits auf Leistung 
aller notwendigen und zweckmässigen 
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Mithilfe zur sorgfältigen Erfüllung des 
Verwaltungsauftrages. 

Die Uebertragung der Verwaltung 
an mehrere Personen erfordert im In- 
teresse produktiver Zusammenarbeit 
eine gewisse interne Regelung der Zu- 
ständigkeiten. Unbedingt nötig im 
Sinne einer NMlindestkonstituierung ist 
die Ernennung eines Vorsitzenden und 
eines Protokollführers.. Sehr häufig 
wählt die Generalversammlung ein 
Verwaltungsmitglied unter gleichzeiti- 
ger Berufung zum Vorsitzenden des 
Kollegiums; seltener werden auch an- 
dere Chargen wie die des Vizepräsi- 
denten, des Sekretärs u.a. m. von ihr 
vergeben. 


Soweit sich die Generalversammlung aber 
nicht dazu äussert, konstituiert sich die 
Verwaltung selbst. 


Daraus folgt, dass sie zur Aenderung 
ihrer Innenorganisation während ihrer 
Amtszeit so weit befugt ist, als ihre 
personelle Zusammensetzung nicht be- 
rührt wird und die Verteilung der in 
Frage stehenden Chargen nicht in die 
Kompetenz 
fällt. 

In seiner knappen Regelung erwähnt 
das Genossenschaftsgesetz das 


der Generalversammlung 


Amt des Vorsitzenden 


nicht. In der Aktiengesellschaft ob- 
liegt ihm nach OR, Art. 713, Abs. 2, 
714, Abs. 1, und 715, Abs. 1, die Ein- 
berufung von Sitzungen und die Unter- 
zeichnung der Protokolle. Tatsächlich 
ist seine Stellung auch in der Genos- 
senschaft viel bedeutender. Neben der 
Einberufung des Verwaltungskolle- 
giums, der Leitung von dessen Sitzun- 
gen und der Mitwirkung beim Verkehr 
mit dem Handelsregister stehen ihm als 
dem personifizierten Zentrum der Ver- 
waltung in erster Linie die Abgabe 
und die Entgegennahme von Erklärun- 
gen namens der Verwaltung zu, woraus 
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sich von selbst die Pflicht zu einer 
dauernden und gesteigerten Kontakt- 
nahme nach innen und aussen ergibt. 
Zwar bleibt er als Vorsitzender primus 
inter pares (erster unter gleichen) und 
ist weder gesetzlicher Vertreter der 
Verwaltung, noch besitzt er grössere 
Kontrollbefugnisse oder eine weiler- 
gehende Befehlsgewalt als ein anderes 
Verwaltungsmitglied; auf Grund seines 
besonderen Einblicks in die Geschäfts 
führung — insbesondere wenn neben 
ihm kein Ausschuss oder Delegierter 
bestellt ist — kommt aber der Erfül- 
lung seiner Ueberwachungspflicht be- 
sondere Bedeutung zu, ebenso seinen 
Vorschlägen im _ Verwaltungskolle- 
gium, Es kann auch kein Zweifel dar- 
über bestehen, dass er in dringenden 
Fällen, sofern die Einberufung einer 
Sitzung nicht mehr möglich ist, ent- 
sprechend der Dringlichkeit und im 
Interesse der Genossenschaft selbstän- 
dig Entschlüsse fassen und Anordnun- 
gen treffen kann, die der nachträg- 
lichen Genehmigung durch die Ver- 
waltung unterliegen. 
der Vorsitzende der 
Verwaltung nicht notwendigerweise 
auch Vorsitzender der Generalver- 
sammlung; selbst wenn die Statuten 
einer Genossenschaft dies vorsehen, so 
bleibt es der Generalversammlung un- 
benommen, durch Beschluss eine an- 
dere Versammlungsleitung zu  be- 
stellen, sofern wichtige Gründe, z.B. 
Befangenheit, die Ablehnung der statu- 
tarischen Leiter rechtfertigen. 

Die Verwaltung übt ihre Tätigkeit in 
der Regel in 


Hingegen ist 


Sitzungen 


aus, Diese finden statt, so oft es die 
Geschäfte erfordern, in der Regel auf 
Veranlassung des Vorsitzenden. Die 
Einberufung einer Sitzung kann aber 
auch, das ergibt sich aus der gemein- 
samen Zuständigkeit und Verantwor- 
tung, von jedem Verwaltungsmitglied 
verlangt werden, wenn es die Stellung- 
nahme der Verwaltung zu einer Ange- 
legenheit der Genossenschaft als nol- 


wendig erachtet (vgl. ausdrücklich für 
die AG. OR Art. 713, Abs, 2). Aus 
derselben Ueberlegung folgt auch, dass 
die Einladung zu einer Sitzung recht- 
zeitig und unter abschliessender Mit- 
teilung aller Verhandlungsgegenstände 
an alle Verwaltungsmitglieder gehen 
muss. Die während oder nach der Sit- 
zung getroffene Feststellung, dass die 
Stimmen nicht erschienener Mitglieder 
ohne Einfluss auf die zustandegekom- 
menen Beschlüsse geblieben 
kann den Mangel in der Einladung 
nicht heilen, denn der Anspruch und 
die Pflicht aus dem Verwaltungsauf- 
tragsverhältnis gehen auf Teilnahme 
an den gesamten Verhandlungen, nicht 
nur auf die Stimmabgabe; die Voten 
der übergangenen oder über die Trak- 
tanden nicht genügend informierten 
Mitglieder können von entscheidender 
Bedeutung für die Abstimmung, sein. 
Der Anspruch auf Auskunft über 
den Geschäftsgang und über einzelne 
Genossenschaftsangelegenheiten ist im 
Gesetz nicht ausdrücklich erwähnt. Wie 
\G. leitet er sich aber aus der 
Zuständigkeit und Ver- 
antwortlichkeit der Verwaltungsmit- 
glieder her; dies ist bei der Genossen- 
schaft naturgemäss von erhöhter Be- 
deutung, weil sie nicht nur gedeihen. 
sondern bestimmte wirtschaftliche In- 
teressen ihrer Mitglieder wirksam ver- 


wären, 


hei der 
gemeinsamen 


treten soll. 
Auch über die 


Art des Zusamenwirkens der Verwaltungs- 


mitglieder 
hat sich der Gesetzgeber nicht ge- 
äusseri und dabei — vielleicht etwas 
voreilig — auf die allenthalben leben- 


dige demokratische Tradition vertraut. 
Grundsätzlich ergibt sich. dass die Ver- 
waltungsmitglieder als Beauftragte so- 
lidarisch haften und den Auftraggeber, 
die Genossenschaft. nur durch gemein- 
schaftliches Handeln verpflichten kön- 
nen (OR Art. 4103, Abs. 2). Nun wird 
in der Theorie vereinzelt die Auffas- 
vertreten, dass daraus das Ein- 
stimmigkeitsprinzip folge, die Verwal- 
tung also nur handeln könne, wenn sie 
einstimmig beschlossen habe; unseres 
Erachtens folgt aus der gemeinsamen 
Zuständigkeit lediglich. dass sich die 
am Auftragsverhältnis Beteiligten über 
die Art und Weise der Willensbildung 
grundsätzlich einigen und sich dem so 
gefundenen Modus der Willensbildung 
im Einzelfall zu unterwerfen be- 
schliessen, so dass nach aussen ein ein- 
heitlicher Wille erscheint. 


sung 


Zweifellos besteht nun eine gewohn- 
heitsrechtliche Vermutung für die Gel- 
tung des Majoritätsprinzipes. Mass- 
gebend für diese allgemein gültige 
Lösung ist wohl vor allem die prak- 
tische Erwägung, dass eine auf das 


Einstimmigkeitsprinzip verwiesene Ver- 
waltung sich in hohem Masse in ihrer 
Entschlussfähigkeit gehemmt sähe und 
eine tätige Verfolgung des Genossen- 
schaftszweckes von vorneherein in 


Frage gestellt wäre. (Fortsetzung folgt) 


Von der Idee erfüllte Verwalter 


Am 6. März wählte der Genossenschaftsrat des Lebensmittelvereins Romanshorn 
einstimmig Herrn Kurt Eiter, Verwalter der Konsumgenossenschaft Worb und 
Umgebung, als Nachfolger für Herrn Willi Blum. welcher nach Rorschach und 


St. Gallen berufen wurde. zu ihrem neuen Verwalter. 


neuen Posten am 1. Juni antreten. 


Herr Krebs, Präsident des Worber 
Verbandsvereins, würdigt die Ver- 
dienste von Verwalter Etter im Lokal- 
teil des «GV» u.a. mit folgenden 
Worten: 

«Kurt Eiter war seinen Kollegen 
und den Genossenschaftern bis in die 
oberste Verbandsbehörde hinauf keine 
unbekannte Persönlichkeit. Schon als 
Präsident der Schweiz. Genossen- 
schaftsjugend war er als überzeugter 
und sehr initiativer Genossenschafter 
geschätzt. Sein sympathisches und zu- 
vorkommendes Wesen schuf ihm rasch 
viele Freunde, auch deshalb, weil für 
ihn der Kameradschaftsgeist als höch- 
stes Gebot galt. Auch in verschiedenen 
schweizerischen Komitees und in der 
Studienzirkelbewesune war er sehr 
aktiv. In Romanshorn wurde Kurt 
Etter damit als der gegebene Manu er- 
kannt. das durch Verwalter Blum und 
seine Behörden geförderte geistige und 
kulturelle Werk fortzusetzen. Romans- 
horn hat den beispielhaften Versuch 
unternommen, seinen Mitgliedern in 
Ladengemeinschaften (Mitgliederkreise 
um die einzelnen Verkaufslokale) Ge- 
legenheit zu direkter Fühlungnahme 
mit Verwaltung und Betrieb zu geben, 
und ist so selbst in der Lage, die ge- 
nossenschaftlichen Belange vor den 
Mitgliedern zu erläutern. Die Bedeu- 
tung dieses Versuches, in grossen Ge- 
nossenschaften wahres genossenschaft- 
liches Leben aufrechtzuerhalten, ist 
für unsere Bewegung gross. — 

Mit jugendlichem Eifer übernahm 
Verwalter Etter seine grosse, verant- 
wortungsvolle Aufgabe. Die Zusam- 
menarbeit mit den Behörden ist wäh- 
rend seiner ganzen Amtszeit vorbild- 
lich gewesen. Es lag ihm sehr daran. 
die Behördemitglieder über die lau- 
fenden Geschäfte aufzuklären, und 
seine Anregungen wurden stets dank- 
bar entgegengenommen. Besonders 
auch organisatorisch hat Kurt Eitter 


Herr Etter wird seinen 


ganze Arbeit geleistet. Die Mitglied- 
schaft wurde wieder geformt, indem 
die Anteilscheine wieder eingeführt 
und die den Mitgliedern zustehenden 
Rechte und Vorteile erweitert wurden. 
Die Mitgliedschaft hat um mehr als 
60 0/, zugenommen. Wettbewerbe un- 
ter den Mitgliedern und der Ausbau 
der Generalversammlungen fanden be- 
geisterte Mitglieder. Für die beiden 
Frauenvereine Worb und Gümligen 
war der Verwalter eine grosse Stütze, 
und seinen Bemühungen ist auch die 
Gründung eines dritten Frauenvereins 
in Stettlen zu verdanken. Als Grün- 
der der Genossenschaftlichen Jugend- 
gruppe Gümligen im Jahre 1941 blieb 
er dieser verständlicherweise stets zu- 
getan. Im Hauptgeschäft hat sich die 
Schaffung von Spezialabteilungen für 
die Genossenschaft überaus positiv aus- 
gewirkt. Am Herzen lag unserem Ver- 
walter auch die Ausbildung der Lehr- 
töchter. die Zusammenarbeit mit dem 
ganzen Personal, das mit seltenem 
Eifer an der Verwirklichung seiner 
Pläne mitarbeitete. 

Der Kameradschaftsgeist wurde der- 
art gefördert, dass Personaldifferenzen 
für die Behörden der KGW zur gröss- 
ten Seltenheit gehörten. Durch geeig- 


.nete Werbemassnahmen mannigfaltig- 


ster Art, wie Verbilligungsaktionen, 
Ausstellungen, Reisemarkenverkauf 
usw., konnetn die Umsätze stark ge- 
steigert werden: 


1943/44 betrug der Jahresumsaız 796 300.— 
1944,45» » > 806 150.— 
1945/46 >» > > 1.006 200.— 
1946,47 > » > 1 201 680.— 
1947.48 >» > ” 1467 190.— 


Bis zum heutigen Tage wurden die 
letzten hohen Umsatzzahlen gehalten 
Diese Zahlen sind allerdings auch kon- 
junkturbedingt. doch zur Hauptsache 
hat unermüdliche Werbung zur Um- 
satzsteigerung in diesem grossen Aus- 
mass geführt.» 


Konsumgenossenschaftlicher Frauenbund 


Pulsierendes Leben im KFS 


Das neue Mitteilungsblatt des Konsumgenossenschaftlichen Frauen- 
vereins ist besanders reichhaltig. Hinweise aller Art dienen dem 
Vereinsleben und auch den einzelnen Leserinnen, Se erfahren wir 
Interessantes aus der Arbeit der Hauswirtschaftlichen Prüfungskom- 
mission: Biel meldet. dass 36 Mitglieder sämtliche 11 Versammlungen 
des Frauenvereins im Jahre 1948 besucht hahen. und Arbon giht 
freudig Kunde. dass in seinem Kreis 36 neue Abonnenten für das 
Mitteilungsblatt gewonnen werden kannten. Emsig ist auch die 
Rezeptprüfungskommissian an der Arbeit. Ostern naht und da ist 
gewiss der Ratschlag für ceine hübsche, billige und schnell gemachte 
Ostertisch-Dekoration» willkommen. Mit einer sehr ernsten Frage 
befassen sich die Ausführungen über den «Schutz Jer Zivilbevölkerung 
in Kriegszeitens. Wieder zeugen die Berichte aus den einzelnen 
Frauenvereinen davon. wie geschickt und wie erfolgreich an manchen 
Orten gearbeitet wird. Praktische Lebenserfahrung. die in mancher 
Situation willkommene Dienste leisten kann. bringen die «Probleme 
der Hausfraus. 


Wie sehr es unseren Frauen darum zu tun ist. der genos- 
senschaftlichen Frauenarbeit an möglichst vielen Orten Ein- 
gang zu verschaffen. zeist folgender Bericht im Mitteilungs- 
blatt über die Bestrebungen zur Gründung von neuen Ver- 
einen: 


«ln Münchenbuchsce hielt anlässlich eines .Spinnet’ Frau Schärli. 
Bern, das Referat Zweck und Aufgabe der zenvssenschaftlichen 
Frauenvereine‘. Spontan haben sich 55 Frauen unterschriftlich für 
einen Frauenverein ausgesprochen. Die Vereinsgründung wird in 
nächster Zeit erfolgen. 

In Interlaken haben 20 Frauen nach Anhören des Referates von 
Frau Ziegler, Arbon. den gleichen Entschluss gefasst. Der Vorstand 
ist bereits bestellt. und die Vorarbeiten für die Gründungsversammlung 
sind in Angriff genommen. 

In Niederurnen hat in Vertretung von Frau Egli Frau Ziegler über 
das bereits erwähnte Thema gesprochen. Hier haben trotz Opposition 
von Seiten des gemeinnützigen Frauenvereins 23 Frauen den Entschluss 
gefasst. an die Gründung eines Frauenvereins zu gehen. 

In Stettlen, Filiale der Genossenschaft Worb, hat auf Veranlassung 
von Herrn Verwalter Eiter Frau Jaun. Gümligen, das Referat gehalten 
und die Gründung eines dritten Frauenvereins im Einzugsgebiet von 
Worb durchgeführt. 40 Frauen sind bereits beigetreten. Auch hier 
starke Opposition seitens des gemeinnützigen Frauenvereins. 

In Adedermannsdorj (Solothurn) haben sich 20 Genossenschafterin- 
nen nach Anhören eines Referates von Frau Münch, Basel. entschlos- 
sen. an die Gründung eines Frauenvereins zu gehen. 


Milcheinkaufsgenossenschaft 


schweiz. Konsumvereine (MESK) 


Delegiertenversammlung 


Die IX. ordentliche Delegiertenversammlung der MESK 
fand Samstag, den 12. März. unter dem Vorsitze von Herrn 
Dr. L. Alüller in Basel statt: sie war von 9 Mitgliedern 
beschickt, die durch 22 Delegierte vertreten wurden. Ausser- 
dem waren die Mitglieder der Verwaltung sowie die Rech- 
nungsrevisoren vollzählig anwesend. 

Nach Verlesung des Protokolls vom 20. März 1948 wurden 
Bericht und Rechnung pro 1918 behandelt, wobei der Vor- 
sitzende darauf hinweisen konnte, dass sich der Umsatz 
unserer Mitglieder seit Aufhebung der Rationierung ganz 
wesentlich, auf total Fr. 6018 169.60 erhöht hat, Nach 
Verzinsung der Anteilscheine mit 3 % verbleibt ein Aktiv- 
saldo von Fr. 163.95, der auf neue Rechnung vorgetragen 
wird. Bericht und Rechnung wurde gemäss Antrag der 
Rechnungsrevisoren genehmigt, der Verwaltung wurde De- 
charge erteilt. 

Bei den Wahlen wurde als Ersatz für den verstorbenen 
Herrn A. Portmann Herr E. Steklin-(Stöbe) in die Ver- 
waltung gewählt. Die beiden Rechnungsrevisoren, die Herren 

E. Hausammann und Ch. Tissot-Verdon, wurden auf ein 
weiteres Jahr bestäligt. 
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Zum Schlusse referierte der Vorsitzende in hervorragender 
Weise über Probleme der Milchwirtschaft, so vor allem über 
die Milchproduktion, die Zunahme des Milchverbrauchs, die 
Umstellung der Butter- auf Käseproduktion, sowie über die 
vorhandenen Käsevorräte und die Absatzmöglichkeiten. 
Ausserdem behandelte der Vorsitzende in eingehender Weise 
das Problem der Seuchenbekämpfung bei den Kühen und 
verwies auf die grossen Anstrengungen, die in dieser Be- 
ziehung gemacht werden und die auch unsererseits zu unler- 
stützen sind. 


Verwaltung der MESK 


Unmittelbar inn Anschluss an die Delegiertenversammlung 
trat noch die Verwaltung zu einer kurzen Sitzung zusammen. 
um anstelle des verstorbenen Herrn A. Portmann als Se- 
kretär Herrn E. Steeklin-(Stöbe) zu wählen. Als solcher ist 
er auch Mitglied der Delegation. Als Protokollführer für die 
Delegation wurde Herr E. Hess, Adjunkt des Vorstehers des 
Milchgeschäfts ACV, bezeichnet. 


Jahresrechnung 1948 

Die Verwaltung der Schuh-Coop hat in ihrer Sitzung 
vom 6. März 1949 unter dem Vorsitze von |!errn Direklor 
O.Zellweger Jahresbericht und Jahresrechnung pro 1948 
behandelt und genehmigt. 

Die Warenlieferungen an die Verbandszenossenschaften 
betragen im abgelaufenen Jahre Fr. 25 167 015.30. Sie 
haben um Fr. 3 750 123.14 oder 17,51 % zugenommen. 

Der am 2. April 1949 stattfindenden Delegiertenversamm- 
lung wird folgende Verteilung des Ueberschusses leantragt: 


Verzinsung des Anteilscheinkapitals zu 4%: Fr. 18 702.25; 
an das Personal Gutschrift von 5% des lL.ohnes: Ir. 66 181.75; 
an das Genossenschaftliche Seminar: Tr. 20 000.—; 
Saldovortrag auf neue Rechnung: Fr. 24 759.03, 


Aus unserer Bewegung 


50 Jahre Konsumverein Davos 


Den Mitgliedern stehen heute sechs modern eingerichtete, 
saubere Lebensmittel- und Spezialgeschäfte zur Verfügung. 
Aus den 75 Mitgliedern am Ende des ersten Geschäftsjahres 
sind es 1500 geworden. Der Jahresumsatz ist von 27 000 Fr. 
im ersten Jahre auf 2 270.000 Fr. gestiegen. 

Zu den Aufgaben im Jubiläumsjahr schreibt der Ver- 
walter der Genossenschaft im Lokalteil des «GV»: 

«Das Jubiläumsjahr soll ein Jahr des innern Ausbaues 
unserer Genossenschaft werden. /n den Mittelpunkt stellen 
wir die NMitgliederwerbung. 

Wir richten auch an Sie die herzliche Bitte, uns darin zu 
unterstützen. Vielleicht haben Sie Verwandte oder Be- 
kannte, die noch nicht Mitglied sind. FErmuntert sie, es zu 
werden, kommt doch alles wieder Ihnen zugute. Die Ver- 
mehrung des Umsatzes bringt im Verhältnis kleine Spesen 
und erhöht dadurch unsere Leistungsfähigkeit.» 

Die Schwestergenossenschaften des ganzen Landes ent- 
bieten dem Verein in Davos die besten Wünsche für weitere 
erfolgreiche Arbeit. 


Verbandsdirektion 


Am 8. Mai 1949 wird der Kreisverband V seine Frühjahrs- 
konferenz in Gränichen und der Kreisverband X die seinıge 
in Sessa durchführen. 


m 


En 


an ihrer Linderung mitzuhelfen. 


Das Abzeichen 


ja Millionen unter den furchtbaren Folgen des Krieges zu leiden. Am verheerend- 
sten sind diese Folgen für die Kinder, die Träger der kommenden Generation. Es 
ist daher nach wie vor unsere menschliche Pflicht, Solidarität zu beweisen gegen- 
über den kriegsgeschädigten Völkern Europas. Die Schweizer Europahilfe bietet 
uns volle Gewähr, dass unsere Spenden richtig verteilt werden, und die Gesun- 
dung und Frstarkung der durch schwere Entbehrungen geschädigten Kinder 


werden der beste Dank sein für unsere llilfe, 


Prof. Dr. M. Weber, Präsident der Direktion des Verbandes schweiz. Konsumyereine 


Unter der Parole «Gib einen Tag» appelliert die Schweizer 
Europahilfe im Jahre 1949 an alle Einwohner der Schweiz. 
Sie führt eine Geldsammlung durch, die es ermöglichen 
soll, die unbedingt notwendigen Schweizer Hilfsaktionen im 
Ausland weiterzuführen. 

Der oberste Grundsatz der Sammlung ist die absolute Frei- 
willigkeit. Die Schweizer Europahilfe ist überzeugt, dass 
Bürger und Einwohner der Schweiz die Notwendigkeit der 
Fortführung der Schweizer Hilfswerke im Ausland einsehen 
und aus eigener Ueberzeugung und ohne jeden äusseren 
Druck bereit sind, ihren Beitrag zur Erfüllung der grossen 
humanitären Werke der Schweiz zu leisten. 


Verwendung des Ertrags 


Der Ertrag der Sammlung wird durch die Hilfswerke der 
Schweizer Furopahilfe — mit Ausnahme des Schweizeri- 
schen Roten Kreuzes, das zu einem späteren Zeitpunkt eine 
eigene Sammlung für seine in- und ausländischen Werke 
durchführt — nach gemeinsam aufgestellten Grundsätzen 
ausschliesslich für die Hilfe an Kinder, Alte und Kranke in 
den Notgebieten des Auslandes verwendet, vorab für die 
immer noch unter den Folgen des Krieges leidenden euro- 


päischen Völker. 


Die Spende der Betriebe 


Sie bildet das Rückgrat der Aktion 1949, ist also deren 
wichtigster Teil. 

An alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber unseres Landes er; 
geht der Appell, ihre Kräfte zu vereinen, um die Betriebs- 
sammlung zu einem guten Ergebnis zu führen. 

Wieder soll die Betriebsspende mit der tatkräftigen Unter- 
stützung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Organisationen 
durchgeführt werden. Die Spitzenverbände sind eingeladen 
worden, ihre Unterverbände und ihre Mitglieder in den Be- 
trieben zur aktiven Teilnahme aufzurufen. 

Es muss Arbeitgebern und Arbeitnehmern freigestellt wer- 
den, selbst die Höhe ihrer Beiträge zu bemessen: sei es eine 
Arbeilsstunde, ein halber oder gar ein ganzer Tagesverdienst. 


Noch ist die Not, die uns umgibt, riesengross. 
Sie kann uns nicht gleichgültig lassen, viel- 
mehr ist es für uns eine gebieterische Pflicht, 


Bundesrat Petitpierre 


Gib einen Tag 


Helft mit, die Spuren des Krieges zu tilgen! Immer noch haben Hunderttausende, 


Die Parole 
«Gib einen Tag!» 


soll hier viel mehr als eine Ermahnung, ein wirkliches 
Opfer für die Notleidenden im Ausland zu bringen, aufge- 
fasst werden. Wir bitten unsere Freunde, sich, wo sie kön- 
nen, für die Spende der Betriebe einzusetzen. Von ihr hängt 
das Gelingen unserer Aktion ganz wesentlich ab. 


Die Postcheck-Sammlung 


Zwischen dem 21. und 23. März wird sich im Briefkasten 
jeder Haushaltuug unseres Landes der grüne Einzahlungs- 
schein der Schweizer Europahilfe befinden. Er soll allen 
jenen, die an keiner Betriebssammlung teilnehmen konnten, 
die Leistung ihrer Spende erleichtern. Ausserdem wird an 
ausgewählte Adressen ein Bittschreiben gerichtet. 

Weiter werden durchgeführt: 


Die Spende der Frauen 
Die Spende der Jugend 
Spende der Gemeinden und Kantone 
Abzeichenverkauf. 


Es gibt gewiss keine Genossenschaft, der nicht das immer 
noch sehr grosse Elend in den vom Krieg verwüsteten Ge- 
bieten nahegeht. Die Schweiz ist auch heute noch im ganzen 
ein bewahrtes Land. Es gilt, so unendlich viel vom Schutt 
zu befreien. Zertrümmert sind nicht nur Heimstätten, son- 
dern auch Familien, Menschen, Seelen. Millionen hungern 
und frieren. körperlich und geistig. Ist es da nicht in aller- 
erster Linie an der Schweiz, zu helfen, teilzunehmen an 
solchem Elend, teilzunehmen aber auch am Aufbau? Eine 
wunderbare Aufgabe ist ihr gestellt, Trotz allem, was sie 
bisher getan hat, darf sie sich ihr nicht entziehen. Ihre Neu- 
tralität soll sie wohl von militärischen Konflikten fern- 
halten. Um so machtvoller und überzeugender muss ihr 
Wille zur Solidarität sein. Und das zu beweisen, das ist 
jetzt von neuem dem Schweizervolk und in ganz besonderer 
Weise der genossenschaftlichen Tatkraft vorbehalten. — 
«Cib einen Tag!» 
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KREIS IX b (Graubünden) 


EBENE 20027 Zn 


Interne Mitgliederwerbung 


Aussprache unter Vorstandsmitgliedern und Verwalteru 


Sonntag, den 27. März 1949, vormittags 10 Uhr, 
im Hotel «Lukmanier» in Chur. 


Das einführende Referat hält Herr Präsident Schwarz. 


| Arbeitsmarkt | 


Nachfrage 


Wir suchen auf 1. Mai 1949 eine Verkäuferin ins Hauptgeschäft mit 
einem jährlichen Umsatz von ca. 450000 Fr. (5 Verkäuferinnen), 
welche in allgemeinen Waren, Haushaltartikeln. Manufakturwaren 
und Schuhen versiert ist. Freihalbtag. Freundliche, warenkundige 
Bewerberinnen wollen ihre Offerten mit Zeumiskopien und Photo 
sowie Gehaltsansprüchen einreichen bis 20. März an die Konsum- 
genossenschaft Lenmau b. Biel. 


Angebot 


Junge Verkäuferin (Welschschweizerin), mit 2jähriger Lehrzeit in 
einer Konsumgenossenschaft, sucht Stelle. um sich in der deut- 
schen Sprache zu vervollkommnen. Eintritt im Mai oder nach 
Uebereinkunft. Offerten sind zu senden an Frl. Lisette Olivary. 
Cooperative, Biere (Waadt). 

Ich bin 22jährige Verkäuferin mit eenossenschaftlicher Seminarbil- 
dung (Lebensmittelbranche). Nach 3 Jahren Praxis habe ich nun 
den Wunsch, eine Konsumfiliale selbständig zu führen (besitze 
auch Kenntnisse in der Haushalt- und Manufakturwarenhranche). 
Eintritt 1. Mai. Offerten mit Lohnangabe sind zu richten unter 
Chiffre R.D, 54 an die Kanzlei II. Denartement V.S.K., Basel 2, 

Junge Tochter. die Ende April eine zweijährige Lehrzeit als Schuh- 
verkäuferin beendet. sucht Stelle als zweite Verkäuferin in dieser 
Branche. Spricht deutsch und französisch. Auf Wunsch stehen 
Zeumisse zur Verfügung. Offerten unter Chiffre E.P. 55 an die 
Kanzlei 1. Departement V.S.K., Basel 2. 

Erste, tüchtige Verkäuferin der Textilbranche, mit langjähriger 
Praxis, deutsch und französisch sprechend. wünscht Stelle zu wech- 
seln. Offerten unter Chiffre P.R. 56 an die Kanzlei 11. Departement 
-V.S.K., Basel 2. 

Gutqualifizierte erste Verkäuferin der Schuhbranche sucht Stelle in 
Genossenschaftsbetrieb. Offerten unter Chiffre H.K. 57 an die 
Kanzlei 11. Departement V.S.K., Basel 2, 


Tüchtiger, zuverlässiger Bursche sucht Verwalterstelle. Suchender 
besitzt gute Kenntnisse im Genossenschaftswesen, da mehrjährige 
praktische Ausbildung in verschiedenen Konsumgenossenschaften 
in Büro, Magazin und Laden (Handelsschüler). Ertl. käme auch 
Depothalterstelle in Frage, da die Braut als Ladentochter ausge- 
bildet ist. Prima Zeugnisse und Referenzen zu Diensten. Offerten 
unter Chiffre T.B. 58 an die Kanzlei II. Departement V.S.K.. 
Basel 2. 

Junges, vorwärtsstrebendes Ehepaar wünscht eine Konsumfiliale zu 
übernehmen. Offerten unter Chiffre H.T. 59 an die Kanzlei II. De- 
partement V.S.K., Basel 2. 

Junge, tüchtige Verkäuferin, in der Lebensmittel-, Sämerei- und 
Haushaltartikelbranche bewandert, sucht Stelle auf anfangs, extl. 
Mitte April, oder nach Uebereinkunft. Offerten unter Chiffre 
W.K. 60 an die Kanzlei 11. Departement V.S.K., Basel 2. 

Absolut selbständiger Konsumbäcker wünscht sich zu verändern und 
sucht Stelle in mittlere Genossenschaft. Evtl. käme auch Mithilfe 
im Magazin in Frage. Wohnung erwünscht. Offerten unter Chiffre 
A.Z. 61 an die Kanzlei II. Departement V.S.K., Basel 2. 

Zwei Schwestern, 21jährig, Textil- und Lebensmittel-Verkäuferinnen, 
suchen Stelle, wenn möglich in gleicher Konsumfiliale, Bevorzugt 
Zentral- oder Westschweiz. Offerten unter Chiffre N. A, 62 an die 
Kanzlei II. Departement V.S.K., Basel 2. 


Tüchtige Verkäuferin, die 6 Jahre einen Laden selbständig führte, 
wünscht sich zu verändern und sucht Stelle als Filialleiterin, wenn 
möglich mit kleiner Wohnung. Referenzen stehen zur Verfügung. 
Offerten sind erbeten unter Chiffre G.N. 63 an die Kanzlei II. De- 
partement V.S.K., Basel 2. 

Junger, versierter Bürolist mit Handelsschuldiplom „und mehrjähriger 
Tätigkeit in der pharmazeutischen und Lebensmittelbranche, sucht 
auf I. Mai oder nach Uebereinkunft einen neuen Wirkungskreis in 
grösserer Konsumgenossenschaft, womöglich Dauerstelle. Offerten 
erbeten unter Chiffre O.F. 64 an die Kanzlei des II. Departe- 


ments V.S.K., Basel 2. 
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MÜHLENGENOSSENSCHAFT SCHWEIZ. KONSUMVEREINE (MSK) 


ZURICH 


Einladung zur ordentlichen Delegiertenversammlung 


anı Samstag. dem 9. April 1949, nachmittags 2 Uhr, in den St. Anna- 


hof. 5. Stock. 


TAGESORDNUNG: 
1. Abnahme des Protokolls der 
versammlung vom 17. April 1948. 


ordentlichen 


Delegierten- 


2. Abnahme des Protokolls der ausserordentlichen Delegierten- 


versammlung vom 27. November 1948. 


3. Abnahme des Berichtes und der Rechnung über das Jahr 


1948. 
+ Wahl der Kontrollstelle (3 Revisoren und |] 
5. Verschiedenes. 


Ersatzmann). 


Die Delegierten haben sich über ihre Stimmberechtigung schriftlich 


auszuweisen, 
Der Präsident der Verwaltung: AI. Alaire 
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